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Der Senat Uberreicht der Bremischen Birgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes zur
Anpassung spielhallenrechtlicher und gliicksspielrechtlicher Vorschriften an den Gliicksspiel-
staatsvertrag 2021 mit der Bitte um Beschlussfassung.

Die Bremische Birgerschaft (Landtag) wird um dringliche Beratung und Beschlussfassung in
1. und 2. Lesung in der Sitzung der Bremischen Burgerschaft (Landtag) am 15./ 16. Juni 2022
gebeten. Die Erlaubnisse des tUberwiegenden Teil der Betreiber:innen von Spielhallen im Land
Bremen sind bis zum 30. Juni 2022 befristet. Um zu verhindern, dass samtliche dieser Erlaub-
nisse erléschen, ist ein Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung spielhallenrechtlicher und
glicksspielrechtlicher Vorschriften an den Gllcksspielstaatsvertrag 2021 noch vor dem 01.
Juli 2022 dringend erforderlich.

Die staatliche Deputation fir Wirtschaft und Arbeit soll am 25. Mai 2022 und die staatliche
Deputation fir Inneres soll am 01. Juni 2022 mit diesem Gesetzesentwurf befasst werden.

Der Gesetzentwurf mit Begriindung ist als Anlage beigeflgt.

Beschlussempfehlung:

Anlage(n):
1. ANLAGE_Gesetzentwurf_Glicksspiel mit Begrindung und Synopse



Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und gliicksspielrechtlicher
Vorschriften an den Glucksspielstaatsvertrag 2021

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Birgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

) Artikel 1
Anderung des Bremischen Spielhallengesetzes

Das Bremische Spielhallengesetz vom 17. Mai 2011 (Brem.GBI. S. 327 —
2191-d-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Marz 2017 (Brem.GBI.
S. 121) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 2 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
,4. eine Spielhalle einen Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie zu
a) einer anderen Spielhalle oder

b) einer Wettvermittlungsstelle im Sinne des § 3 Absatz 6 des
Glucksspielstaatsvertrags 2021 vom 29. Oktober 2020
(Brem.GBI. 2021 S. 308),

unterschreitet,”
bb) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingeflgt:

,9. eine Spielhalle einen Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie zu
einer Schule in offentlicher oder freier Tragerschaft der Schularten
des § 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und ¢ sowie Nummer 2
des Bremischen Schulgesetzes oder einer Schule fir Gesund-
heitsfachberufe unterschreitet,”

cc) Die bisherigen Nummern 5 und 6 werden die Nummern 6 und 7.

dd) In der neuen Nummer 6 wird das Wort ,oder‘ nach dem Wort ,wird®
durch ein Komma ersetzt.

ee) Inder neuen Nummer 7 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.

ff)  Nach der neuen Nummer 7 werden folgende Nummern 8 bis
10 eingefugt:

,8. fur die Spielhalle kein Zertifikat nach § 4a vorgelegt wird,



9. weder fUr die antragstellende noch fur eine mit der Leitung der
Spielhalle beauftragte Person die Bescheinigung einer
bestandenen Sachkundeprifung nach § 4b vorgelegt wird oder

10. die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle den Zielen des § 1
des Glucksspielstaatsvertrags 2021 zuwiderlaufen.®

c) Absatz 5 wird aufgehoben.
Nach § 2 werden die folgenden §§ 2a und 2b eingeflgt:
»g 2a

Auswahlverfahren

(1) Kénnen wegen der Regelungen uber den Mindestabstand nach § 2
Absatz 2 Nummer 4 oder 5 oder Uber den baulichen Verbund nach § 2 Absatz 2
Nummer 6 nicht alle beantragten Erlaubnisse erteilt werden, so entscheidet die
zustandige Behorde Uber die Erteilung der Erlaubnisse in einem Auswahlver-
fahren nach Maligabe von Absatz 2 bis 5.

(2) Sind von einer Betreiberin oder einem Betreiber oder von mehreren
Betreiberinnen oder Betreibern, die verbundene Unternehmen im Sinne des § 15
des Aktiengesetzes oder verbundene Unternehmen desselben Ubergeordneten
dritten Unternehmens sind, Erlaubnisse fur mehrere Spielhallen beantragt, die im
Verhaltnis zueinander nicht den Regelungen Uber den Mindestabstand nach § 2
Absatz 2 Nummer 4 oder uber den baulichen Verbund nach § 2 Absatz 2
Nummer 5 entsprechen (konkurrierende Spielhallen), so fordert die zustandige
Behorde die Betreiberin oder den Betreiber oder die Betreiberinnen oder
Betreiber schriftlich auf, ihr innerhalb eines Monats mitzuteilen, welcher Antrag in
das Auswahlverfahren einbezogen werden soll und welche Antrage zurlck-
genommen werden. Erfolgt eine Mitteilung nach Satz 1 nicht innerhalb der
Monatsfrist, so entscheidet die zustandige Behorde, welcher Antrag in das
Auswahlverfahren einbezogen wird; die Ubrigen Antrage sind abzulehnen.

(3) Die Auswahlentscheidung ist so zu treffen, dass die bei Beachtung der
Regelungen Uber den Mindestabstand nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 und Uber
den baulichen Verbund nach § 2 Absatz 2 Nummer 5 verbleibende
Standortkapazitat bestmdglich ausgeschopft wird. Kommen nach Satz 1 mehrere
Entscheidungen in Betracht, so gibt die zustandige Behorde den Betreibern oder
Betreiberinnen der in das Auswahlverfahren einbezogenen Spielhallen
unverzuglich schriftlich die Moglichkeit, innerhalb eines Monats nach Zugang der
Aufforderung Erklarungen nach Absatz 4 bis 6 abzugeben. In der Aufforderung
nach Satz 2 informiert die Behdrde Uber im Rahmen der Auswahlentscheidung
konkurrierende Spielhallen anderer Betreiberinnen oder Betreiber und deren
Standorte.

(4) Kommen nach Absatz 3 Satz 1 mehrere Entscheidungen in Betracht, so ist

1. bei Konkurrenz einzelner Spielhallen, die Spielhalle auszuwahlen, deren
Betreiberin oder Betreiber gegenlber der zustandigen Behdrde erklart, auf
die Aufstellung von



a) Geraten ohne Gewinnmdglichkeit nach § 3 Absatz 3 Nummer 1 des
Vergnugungssteuergesetzes,

b) Pool-Billardtischen,

c) Tischfullballspielen,

d) Dartspielgeraten,

e) Internetplatzen sowie

f) anderen Unterhaltungsgeraten
zu verzichten, und

2. bei Konkurrenz von Gruppen von Spielhallen (Standortkombinationen) die
Standortkombination auszuwahlen, bei der die grote Anzahl der Betrei-
berinnen oder Betreiber die Erklarung nach Nummer 1 abgibt.

(5) Kommen nach Absatz 3 und 4 mehrere Entscheidungen in Betracht und
fuhrt die Betreiberin oder der Betreiber der Spielhalle oder Dritte, die mit ihr oder
ihm oder ihrer oder seiner Firma rechtlich verbunden sind, eine Gaststatte im
Sinne des § 1 des Bremischen Gaststattengesetzes im gleichen Gebaude oder
Gebaudekomplex oder ist ein solcher Betrieb geplant, so ist bei Konkurrenz
einzelner Spielhallen die Spielhalle auszuwahlen, deren Betreiberin oder Betrei-
ber gegenuber der zustandigen Behorde erklart, dass in der bestehenden oder
geplanten Gaststatte auf das Aufstellen von Geldspielgeraten verzichtet wird. Bei
Konkurrenz von Standortkombinationen ist die Standortkombination auszu-
wahlen, bei der die grofldite Anzahl der Betreiberinnen oder Betreiber diese
Erklarung abgibt.

(6) Liegen in Bezug auf untereinander einzuhaltende Abstandsvorschriften
konkurrierende Antrage auf die Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer
Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle vor, so

1. findet die Auswahl zur Auflosung der Konkurrenzsituation per
Losentscheid durch die nach dem Bremischen Gllcksspielgesetz fur
Wettvermittlungsstellen zustandige Behorde statt, wenn im Hinblick auf die
Einhaltung des Mindestabstands lediglich fur einen Standort eine
Erlaubnis fur eine Spielhalle oder Wettvermittlungsstelle erteilt werden
kann,

2. ist die Auswahl zwischen den Standorten so zu treffen, dass die
Standortkapazitat im Hinblick auf den Mindestabstand ausgeschdpft wird,
wenn hinsichtlich der Einhaltung des Mindestabstands an mindestens zwei
oder mehr Standorten Erlaubnisse fur Spielhallen oder
Wettvermittlungsstellen erteilt werden. Wird die Standortkapazitat in
mehreren Kombinationen von Standorten erreicht, so findet die Auswahl
zur Auflésung der Konkurrenzsituation per Losentscheid durch die nach
dem Bremischen Gllucksspielgesetz fir Wettvermittlungsstellen zustandige
Behorde statt.



§ 2b
Erloschen der Erlaubnis

Die nach § 2 erteilte Erlaubnis erlischt, wenn

1. die Inhaberin oder der Inhaber innerhalb eines Jahres nach Erteilung den
Betrieb nicht begonnen oder seit einem Jahr nicht mehr ausgeubt hat,

2. die Inhaberin oder der Inhaber innerhalb eines Jahres nach Erteilung den
Nachweis Uber den Anschluss an das zentrale, spielformibergreifende
Spielersperrsystem nach § 4c Absatz 2 Satz 2 nicht erbracht hat oder

3. die Inhaberin oder der Inhaber in einem Auswahlverfahren eine Erklarung
nach § 2a Absatz 4 oder 5 abgegeben hat und entgegen dieser Erklarung

a) einin § 2a Absatz 4 Nummer 1 genanntes Gerat aufstellt oder

b) in einem gemeinsamen Gebaude oder Gebdudekomplex eine Gast-
statte im Sinne des § 1 des Bremischen Gaststattengesetzes betreibt
oder durch Dritte, die mit ihr oder ihm oder ihrer oder seiner Firma
rechtlich verbunden ist, betreiben lasst und in dieser Gaststatte Geld-
spielgerate aufstellt oder aufstellen Iasst.

Die Fristen nach Satz 1 Nummer 1 kdnnen auf Antrag verlangert werden, wenn
ein wichtiger Grund vorliegt.”

§ 3 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Wérter ,der Volljahrigkeit* durch die Worter
,des Mindestalters zum Betreten einer Spielhalle” ersetzt.

b) Das Wort ,Minderjahrige“ wird durch die Wérter ,Personen, die das
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben ersetzt.

§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Sozialkonzept“ die Wérter ,nach
§ 6 des Glucksspielstaatsvertrags 2021“ eingeflgt.

bb) Nummer 2 wird aufgehoben.
cc) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 2 und 3.

dd) In der neuen Nummer 2 wird das Wort ,regelmafig” durch die Woérter
,vor dem ersten Einsatz sowie anschlielRend alle zwei Jahre® ersetzt.

ee) In der neuen Nummer 3 werden nach dem Wort ,Sozialkonzepts® die
Woérter ,anhand des von der zustandigen Behorde zur Verfigung
gestellten Vordrucks® eingefugt und das Wort ,und” nach dem Wort
Lerbringen“ durch einen Punkt ersetzt.



ff)  Nummer 5 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Minderjahriger durch die Woérter ,von
Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben “ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort ,qualifizierten“ das Wort ,regionalen®
eingefugt.

Nach § 4 werden die folgenden §§ 4a bis 4c eingeflugt:
»S 4a

Zertifizierung durch Prufungsorganisationen

(1) Spielhallen sind vor Betriebsbeginn durch die spielhallenbetreibende
Person zertifizieren zu lassen. Die Zertifizierung erfolgt ausschlieRlich durch nach
Absatz 3 akkreditierte Pruforganisationen. Fur eine Spielhalle darf ein Zertifikat
nur erteilt werden, wenn die antragstellende Person oder bei wiederholter
Zertifizierung die spielhallenbetreibende Person gewahrleistet, dass

1. ein Sozialkonzept, welches die Mindestvoraussetzungen des § 6 Absatz 2
des Glucksspielstaatsvertrags 2021 erfullt, entwickelt und umgesetzt wird,

2. sie oder eine mit der Leitung der Spielhalle beauftragte Person die
Sachkundeprufung nach § 4b bestanden hat,

3. das Personal gemal § 4 Absatz 1 Nummer 2 in der Friherkennung
problematischen und pathologischen Spielverhaltens fachkundig geschult
ist,

4. mindestens eine Person vor Ort in der Spielhalle die Aufsicht fihrt und

5. die Spielenden durch entsprechendes Informationsmaterial auf die
Moglichkeit zu einer mindlich oder schriftlich zu beantragenden
Selbstsperre hingewiesen werden und das Informationsmaterial den
Spielenden in der Spielhalle leicht zuganglich ist.

(2) Die Zertifizierung nach Absatz 1 ist in regelmafigen Abstanden,
mindestens alle zwei Jahre, zu wiederholen. Die spielhallenbetreibende Person
hat nach jeder Zertifizierung das erteilte Zertifikat unverziglich der zustandigen
Behorde vorzulegen. Wird ein nach Absatz 1 erteiltes Zertifikat entzogen, so hat
die Pruforganisation dies der zustandigen Behorde unverziglich mitzuteilen.

(3) Pruforganisationen sind zur Erteilung von Zertifikaten nach Absatz 1
berechtigt, wenn sie hinsichtlich der zur Beurteilung der dort genannten Kriterien
erforderlichen Sachkunde und ihrer organisatorischen, personellen und
finanziellen Unabhangigkeit von spielhallenbetreibenden und
automatenaufstellenden Personen sowie deren Interessenverbanden durch die
Deutsche Akkreditierungsstelle gemaf ISO/IEC 17065 akkreditiert sind.



(4) Die Zertifizierung lasst die Befugnisse der zustandigen Behdrde unberthrt.

§ 4b
Sachkundeprifung

(1) Zweck der Sachkundeprufung ist es, den Nachweis zu erbringen, dass
eine spielhallenbetreibende oder mit der Leitung einer Spielhalle beauftragte
Person die fur die eigenverantwortliche Austbung eines Spielhallengewerbes
erforderlichen Kenntnisse Uber die daflir notwendigen rechtlichen Vorschriften
und fachbezogenen Pflichten und Befugnisse sowie deren praktische
Anwendung besitzt. Nachzuweisen sind insbesondere Kenntnisse in den
Sachgebieten des Jugendschutzrechts, der Fruherkennung von auffalligem
Spielverhalten und Suchtsymptomen sowie von Angeboten der Suchtberatung
und dem Zusammenwirken mit anbieterunabhangigen Einrichtungen der
Suchtberatung und Suchthilfe.

(2) Die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung das Nahere zu den Inhalten der Sachkundeprifung und dem
Sachkundeprufungsverfahren zu regeln.

§ 4c
Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spielerinnen und Spieler und zur Bekampfung der Gllcks-
spielsucht wird ein zentrales, spielformubergreifendes Sperrsystem nach § 23
des Glucksspielstaatsvertrags 2021 unterhalten. Die Erlaubnisinhaberin oder der
Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, sich an das System anzuschlielen und zu
diesem Zweck mit der flr die Fihrung der Sperrdatei zustandigen Behdrde eine
Vereinbarung abzuschlie3en. Der Anschluss an das Sperrsystem und seine
Nutzung sind fur die Erlaubnisinhaberin oder den Erlaubnisinhaber kosten-
pflichtig. Die Hohe der Kosten richtet sich nach der Preisliste, die Bestandteil der
Vereinbarung nach Satz 2 ist.

(2) Der Spielhallenbetrieb darf erst aufgenommen werden, wenn der
Anschluss an das zentrale, spielformiUbergreifende Spielersperrsystem erfolgt ist.
Der Anschluss nach Satz 1 ist der zustandigen Behdrde anzuzeigen.”

§ 5 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 das Wort ,Minderjahrige” durch die Woérter ,,Personen, die das
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,Minderjahriger” durch die Wérter ,von Personen,
die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben® ersetzt.

§ 6 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 werden die Worter ,alkoholische Getréanke auszuschenken®
durch die Worter ,Speisen und Getranke fur den Verzehr an Ort und Stelle



10.

oder auler Haus abzugeben, zu verkaufen oder den Konsum mitgebrachter
Speisen und Getranke zuzulassen® ersetzt.

Nummer 2 wird aufgehoben.
Die bisherigen Nummern 3 bis 14 werden die Nummern 2 bis 13.
In der neuen Nummer 4 wird die Angabe ,60“ durch die Angabe ,30“ ersetzt.

In der neuen Nummer 9 werden nach dem Wort ,gewahren” die Worter ,oder
die Kreditgewahrung durch andere zu dulden® eingeflugt.

Die neue Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

,11. in Spielhallen Dienste nach § 1 Absatz 2 und § 2 Absatz 1 Nummer 4, 6
und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes anzubieten, zu betreiben
oder zu dulden,”.

§ 8 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Wérter ,vom 15. Dezember 2011 (Brem.GBI. 2012
S. 241) (Glucksspielstaatsvertrag)” durch die Angabe ,2021“ ersetzt.

In Absatz 2 wird nach dem Wort ,Glicksspielstaatsvertrag® die Angabe
,2021“ eingeflugt.

§ 9 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Bremerhaven® die Worter ,der
Polizeibehorde“ durch die Warter ,dem Magistrat® ersetzt.

In Absatz 2 werden die Worter ,Der Senatorin® durch die Worter ,Die
Senatorin® ersetzt.

§ 10 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert

aa) Die Wérter ,,Ordnungswidrig handelt” werden durch die Woérter
,Unbeschadet des § 28a des Glicksspielstaatsvertrags 2021 handelt
ordnungswidrig” ersetzt.

bb) Nummer 1 wird aufgehoben.
cc) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden die Nummern 1 bis 4.
dd) Die neue Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,3. entgegen § 3 nicht sicherstellt, dass Personen, die das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, keinen Zutritt zu der von ihr oder
ihm betriebenen Spielhalle haben,”

ee) Die neue Nummer 4 wird wie folgt gedndert:



ff)

ag)
hh)

i
kk)
)

aaa) Die Worter ,Personal zu schulen“ werden durch die Woarter
,Personal schulen zu lassen” ersetzt.

bbb) Die Wérter ,eine Spielersperrliste zu fuhren und freiwillig

gesperrte Spielerinnen und Spieler vom Spiel auszuschliel3en,”

werden gestrichen.

Nach der neuen Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefugt:

,9. entgegen § 7 Absatz 1 des Gllcksspielstaatsvertrags 2021 seinen

Aufklarungspflichten nicht nachkommt oder spielrelevante
Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig zur Verfugung stellt,”

Die Nummern 6 und 7 werden aufgehoben.
Die bisherigen Nummern 8 und 9 werden die Nummern 6 und 7.
Nach der neuen Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingeflgt:

,8. entgegen § 6 Nummer 1 in Spielhallen alkoholische Getranke

ausschenkt, entgeltlich oder unentgeltlich Speisen anbietet oder

den Konsum mitgebrachter Speisen und Getranke zulasst,”
Die Nummern 10 und 11 werden aufgehoben.
Die bisherigen Nummern 12 bis 25 werden die Nummern 9 bis 22.
Die neue Nummer 9 wird wie folgt geandert:

aaa) Die Angabe ,Nummer 3“ wird durch die Angabe ,Nummer 2°
ersetzt.

bbb) Die Worter ,oder die Spielteilnahme von beschaftigten Personen

gestattet oder duldet” werden gestrichen.

mm) In der neuen Nummer 10 wird die Angabe ,Nummer 4“ durch die

nn)

00)

Pp)

qq)

rr)

Angabe ,Nummer 3“ ersetzt.

In der neuen Nummer 11 wird die Angabe ,Nummer 5“ durch die
Angabe ,Nummer 4“ ersetzt.

In der neuen Nummer 12 wird die Angabe ,Nummer 6“ durch die
Angabe ,Nummer 5 ersetzt.

In der neuen Nummer 13 wird die Angabe ,Nummer 7“ durch die
Angabe ,Nummer 6“ ersetzt.

In der neuen Nummer 14 wird die Angabe ,Nummer 8“ durch die
Angabe ,Nummer 7“ ersetzt.

In der neuen Nummer 15 wird die Angabe ,Nummer 9“ durch die
Angabe ,Nummer 8“ ersetzt.



11.

ss) In der neuen Nummer 16 wird die Angabe ,Nummer 10“ durch die
Angabe ,Nummer 9“ ersetzt.

tt)  In der neuen Nummer 17 wird die Angabe ,Nummer 11“ durch die
Angabe ,Nummer 10“ ersetzt.

uu) Die neue Nummer 18 wird wie folgt geandert:

aaa) Die Angabe ,Nummer 12“ wird durch die Angabe ,Nummer 11*
ersetzt.

bbb) Die Angabe ,und 10“ nach den Wortern ,§ 1 Absatz 2“ werden
durch die Woérter ,oder § 2 Absatz 1 ersetzt.

vv) In der neuen Nummer 19 wird die Angabe ,Nummer 13“ durch die
Angabe ,Nummer 12“ ersetzt.

ww) In der neuen Nummer 20 wird die Angabe ,Nummer 14“ durch die
Angabe ,Nummer 13“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,50 000“ durch die Angabe ,500 000“ ersetzt.

c) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,Bremerhaven® die Woérter ,die
Ortspolizeibehorde® durch die Worter ,,der Magistrat” ersetzt.

§ 11 wird wie folgt gefasst:
-8 11

Ubergangsbestimmungen

(1) Beantragt die Inhaberin oder der Inhaber einer, langstens bis zum 30. Juni
2022 befristeten Erlaubnis nach bisherigem Recht, erstmals nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes und vor Ablauf der Befristung der ihr oder ihm erteilten Erlaub-
nis die Erteilung einer Erlaubnis nach § 2, gilt die befristete Erlaubnis nach bis-
herigem Recht vom Zeitpunkt des Fristablaufs bis zur Entscheidung der zustan-
digen Behorde als fortbestehend. Satz 1 gilt in Fallen, in denen Gber einen
Antrag einer Inhaberin oder eines Inhabers einer langstens bis zum 30. Juni
2022 befristeten Erlaubnis nach bisherigem Recht bis zum Inkrafttreten dieses
Gesetzes noch nicht entschieden worden ist, entsprechend.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 finden § 2 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe b
und Nummer 5 im Verfahren zur erstmaligen Neuerteilung der Erlaubnis nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes keine Anwendung. § 2 Absatz 2 Nummer 4 Buch-
stabe a findet mit der Mallgabe Anwendung, dass der Abstand zu anderen Spiel-
hallen 250 Meter nicht unterschreiten darf. Die Erlaubnis ist in den Fallen des
Absatzes 1 entgegen § 2 Absatz 1 bis zum 30. Juni 2023 zu befristen.

(3) Inhaberinnen und Inhaber einer vor dem 1. Juli 2022 erteilten und Uber den
30. Juni 2023 hinaus befristeten Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle nach
bisherigem Recht haben frihestens am 1. Oktober 2022 und spatestens am 1.
Marz 2023 bei der zustandigen Behorde eine erneute Erlaubniserteilung nach



diesem Gesetz fur den Zeitraum ab dem 1. Juli 2023 zu beantragen. Erfolgt in
dem in Satz 1 genannten Zeitraum keine Antragstellung, bleibt der Standort der
betreffenden Spielhalle im Rahmen des Auswahlverfahrens nach § 2a in Bezug
auf die Erteilung von Erlaubnissen fur konkurrierende Spielhallen und
Wettvermittlungsstellen unbericksichtigt. Mit Erteilung einer Erlaubnis nach
diesem Gesetz erlischt die Erlaubnis nach bisherigem Recht. Ist der Antrag nach
den Vorschriften dieses Gesetzes abzulehnen oder erfolgt in dem in Satz 1
genannten Zeitraum keine Antragstellung, bleibt die Wirksamkeit der vor dem 1.
Juli 2022 erteilten Erlaubnis nach bisherigem Recht bis zum Ende der Befristung
unberuhrt.

(4) Antrage fur die Erteilung einer Erlaubnis mit Geltung ab dem 1. Juli 2023
konnen frihestens am 1. Oktober 2022 und spatestens am 1. Marz 2023 bei der
zustandigen Behorde gestellt werden. Antrage, die nach dem 1. Marz 2023
eingehen, sind im Auswahlverfahren nach § 2a Absatz 6 nachrangig zu
behandeln.

(5) § 2 Absatz 2 Nummer 8 und 9 und § 4a Absatz 1 Satz 1 finden bis zum 30.
Juni 2024 keine Anwendung. Eine zwischen dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
und dem 30. Juni 2024 erteilte Erlaubnis erlischt am 1. August 2024, wenn bis
dahin fur die Spielhalle kein Zertifikat nach § 4a oder weder fur die
antragstellende noch fur eine mit der Leitung der Spielhalle beauftragte Person
die Bescheinigung einer bestandenen Sachkundeprifung nach § 4b bei der
zustandigen Behorde vorliegt.

(6) In Erlaubnisverfahren, in denen der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis
zur Ausubung eines Spielhallengewerbes nach bisherigem Recht vor dem 1. Juli
2017 gestellt und Uber den Antrag bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes noch
nicht bestandskraftig entschieden worden ist, ist § 11 des Bremischen Spiel-
hallengesetzes vom 17. Mai 2011 (Brem.GBI. S. 327 — 2191-d-1), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Marz 2017 (Brem.GBI. S. 121) geandert
worden ist, in der zuletzt geltenden Fassung weiter anzuwenden.

) Artikel 2
Anderung des Bremischen Gaststattengesetzes

§ 8 Absatz 2 des Bremischen Gaststattengesetzes vom 24. Februar 2009
(Brem.GBI. S. 45 — 711-b-1), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Marz
2017 (Brem.GBl. S. 121) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Werden im Gaststattengewerbe Spielgerate mit Gewinnmaoglichkeit im Sinne
von § 33c Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung aufgestellt, sind § 2 Absatz 3, § 4
Absatz 1 bis 5, § 4¢, § 5 Absatz 2 bis 3, § 6 Nummer 2 bis 10, § 9 Absatz 1 und § 10
Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 7, 9 bis 19 und Absatz 2 bis 4 des Bremischen Spiel-
hallengesetzes entsprechend anzuwenden; vor der Teilnahme am Spiel hat eine
Kontrolle nach § 3 des Bremischen Spielhallengesetzes zu erfolgen. Werbung fur die
Madglichkeit des Spiels darf im Fernsehen, im Internet sowie Uber Telekommuni-
kationsanlagen nicht betrieben werden.*



) Artikel 3
Anderung des Bremischen Gliicksspielgesetzes

Das Bremische Gllcksspielgesetz vom 12. Juni 2012 (Brem.GBI. S. 255 —

2191-b-2), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juni 2021 (Brem.GBI.
S. 513) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach dem Komma die Worter ,soweit
es sich um Verpflichtete nach § 2 des Gesetzes uUber das Aufsplren von
Gewinnen aus schweren Straftaten handelt,” eingefugt.

Nach § 3 wird folgender § 3a eingeflgt:
,3a

Verbot von Geraten zur selbstandigen Teilnahme am Gliicksspiel

Das Aufstellen oder Zuganglichmachen von Geraten, die darauf ausgerichtet
sind, Spielern die selbstandige Teilnahme am Glucksspiel zu ermoglichen, ist
nicht zulassig. Satz 1 gilt nicht fur zugelassene Geld- oder Warenspielgerate mit
Gewinnmadglichkeit.”

§ 5a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. die Wettvermittlungsstelle einen Mindestabstand von 500 Metern
Luftlinie zu einer Schule in offentlicher oder freier Tragerschaft der
Schularten des § 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und ¢ sowie
Nummer 2 des Bremischen Schulgesetzes oder einer Schule fur
Gesundheitsfachberufe unterschreitet,”.

bb) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefigt:

»1a.die Wettvermittlungsstelle einen Mindestabstand von 500 Metern zu
einer anderen Wettvermittlungsstelle oder einer Spielhalle im Sinne
des § 3 Absatz 9 des Glucksspielstaatsvertrags 2021 unterschrei-
tet,”.

cc) In Nummer 2 werden die Worter ,eine Spielhalle oder” gestrichen®.
dd) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

,9. der Vermittler und der Betreiber der von der Erlaubnis erfassten
Raumlichkeit keine Vorkehrungen treffen, um den Zutritt von
Personen zu verhindern, die das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben.”

b) Absatz 3 Nummer 2a wird aufgehoben.



c) Dem Absatz 4a wird folgender Satz angeflgt:

,Bei Aufgabe des Betriebs der Wettvermittlungsstelle ist jegliche Werbung
unverzuglich zu entfernen.”

d) Nach Absatz 4a wird der folgende Absatz 4b eingefugt:

»(4b) Werbung fur Sportwetten und Pferdewetten im 6ffentlichen Raum,
insbesondere auf Plakatwanden, LitfaBsaulen sowie in und an Fahrzeugen
und Wartehauschen des Offentlichen Personennahverkehrs ist verboten.”

4. Nach § 5a wird folgender § 5b eingefugt:
,S 5b

Auswahlverfahren

(1) Kénnen wegen der Regelung tUber den Mindestabstand zwischen Wett-
vermittlungsstellen nach § 5a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1a nicht alle Erlaubnisse
erteilt werden, ist zu Gunsten desjenigen Antragstellers zu entscheiden, der in
der betreffenden Stadtgemeinde insgesamt die geringere Anzahl an Wettver-
mittlungsstellen beantragt hat oder bereits erlaubt betreibt. Bei zahlenmalliger
Gleichheit findet die Auswahl zur Auflosung der Konkurrenzsituation per Los-
entscheid statt, sofern keine Uberwiegenden Sachgriinde eine Entscheidung
vorgeben.

(2) Liegen in Bezug auf untereinander einzuhaltende Abstandsvorschriften
konkurrierende Antrage auf die Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer
Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle vor, so

1. findet die Auswahl zur Auflosung der Konkurrenzsituation per
Losentscheid durch die nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 zustandige
Behorde statt, wenn im Hinblick auf die Einhaltung des Mindestabstands
lediglich flr einen Standort eine Erlaubnis flr eine Spielhalle oder eine
Wettvermittlungsstelle erteilt werden kann,

2. ist die Auswahl zwischen den Standorten so zu treffen, dass die
Standortkapazitat im Hinblick auf den Mindestabstand ausgeschopft wird,
wenn hinsichtlich der Einhaltung des Mindestabstands fur mindestens
zwei oder mehr Standorte Erlaubnisse fur Spielhallen oder
Wettvermittlungsstellen erteilt werden. Wird die Standortkapazitat in
mehreren Kombinationen von Standorten erreicht, so findet die Auswahl
zur Auflésung der Konkurrenzsituation per Losentscheid durch die nach
§ 10 Absatz 1 Nummer 1 zustandige Behorde statt.”

5. Der bisherige § 5b wird § 5c.
6. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Nach der Nummer 10 wird folgende Nummer 10a eingefugt:



»,10a.entgegen § 3a Gerate aufstellt oder zuganglich macht, die darauf
ausgerichtet sind, Spielern die selbstandige Teilnahme am Glucksspiel
zu ermaglichen,”

b) Die Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

,11. entgegen § 5a Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 nicht sicherstellt, dass
Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, keinen
Zutritt zu der von ihr oder ihm betriebenen Wettvermittlungsstelle
haben,”

c) Die Nummer 15 wird aufgehoben.

d) Nach der Nummer 25 werden die folgenden Nummern 25a und 25b
eingefugt:

,29a.entgegen § 5a Absatz 4a Satz 4 bei Aufgabe des Betriebs einer Wett-
vermittlungsstelle nicht unverztglich jegliche Werbung entfernt,

25b. entgegen § 5a Absatz 4b fur Sportwetten und Pferdewetten im offent-
lichen Raum, insbesondere auf Plakatwanden, LitfaRsaulen sowie in
und an Fahrzeugen und Wartehduschen des Offentlichen Personen-
nahverkehrs wirbt,“

e) Inden Nummern 30 bis 35 wird die Angabe ,§ 5b“ durch die Angabe ,§ 5c¢*
ersetzt.

§ 18 wird wie folgt gefasst:
,§ 18

Ubergangsregelungen

(1) Fur die erstmalig zu erteilenden Erlaubnisse finden § 5a Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 und 1a mit der MaRgabe Anwendung, dass der Abstand zu Schulen in
offentlicher oder freier Tragerschaft der Schularten des § 16 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b und ¢ sowie Nummer 2 des Bremischen Schulgesetzes oder einer
Schule fur Gesundheitsfachberufe und zu anderen Wettvermittlungsstellen 250
Meter nicht unterschreiten darf. § 5a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1a ist in Bezug auf
konkurrierende Spielhallen nicht anzuwenden. Die Erlaubnisse sind bis zum 30.
Juni 2023 zu befristen.

(2) Fur die Erteilung einer Erlaubnis mit Geltung ab dem 1. Juni 2023 ist der
Antrag frihestens am 1. Oktober 2022 und spatestens am 1. Marz 2023 unter
Beifligung der vollstandigen Antragsunterlagen zu stellen. Bis zur Entscheidung
Uber den Antrag gilt eine nach Absatz 1 befristete Erlaubnis als fortbestehend.
Antrage, die nach dem 1. Marz 2023 eingehen, sind im Auswahlverfahren nach
§ 5b nachrangig zu behandeln. Absatz 1 Satz 1 und 2 finden keine Anwendung.”



Artikel 4
Anderung des Gesetzes liber die Zulassung einer éffentlichen Spielbank

In § 3a Absatz 2 des Bremischen Gesetzes uUber die Zulassung einer 6ffentlichen
Spielbank vom 20. Februar 1978 (Brem.GBI. S. 67 — 2191-a-2), das zuletzt durch
das Gesetz vom 13. Juli 2021 (Brem.GBI. S. 573) geandert worden ist, wird die
Angabe ,18“ durch die Angabe ,21° ersetzt.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung in Kraft.



Begriindung zum Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und gliicksspielrechtli-
cher Vorschriften an den Gliicksspielstaatsvertrag 2021

I. Allgemeines

Das Inkrafttreten des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 (GluStV 2021) erfordert eine Anpassung
des geltenden Landesrechts. Das Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und gliicks-
spielrechtlicher Regelungen an den GIuStV 2021 enthalt entsprechende inhaltliche und redak-
tionelle Anpassungen des Bremischen Spielhallengesetzes (BremSpielhG) und des Bremi-
schen Glicksspielgesetzes (BremGIiuG) an die Vorschriften des GIiStV 2021. Des Weiteren
erfolgt eine Anderung des Gesetzes (iber die Zulassung einer &ffentlichen Spielbank sowie
eine aus der Anderung des BremSpielhG folgende Anpassung des Bremischen Gaststatten-
gesetzes. Pragendes Merkmal der Gesetzesanderung ist dabei insbesondere die Starkung
des Spieler:innenschutzes.

Il. Zu den Anderungen im Einzelnen:
Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1:

§ 2 Abs. 2 BremSpielhG enthalt inhaltliche Anpassungen des Bremischen Spielhallenrechts
an den GIGStV 2021.

In Absatz 2 wird in Nummer 4 Buchstabe a zunachst der Mindestabstand zwischen Spielhallen
untereinander auf 500 Meter erweitert. Zudem wird die erweiterte Mindestabstandsregelung
durch Buchstabe b auch auf Wettvermittlungsstellen ausgeweitet.

Abstandsregelungen sind nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes (Be-
schluss v. 7. Marz 2017 — 1 BvR 1314/12) grundsatzlich geeignet, um den in § 1 benannten
Zielen des GIUStV 2021, insbesondere der Bekampfung der Glicksspielsucht (§ 1 Nr. 1 GIUStV
2021), der Begrenzung und Kanalisierung des Spieltriebs (§ 1 Nr. 2 GluStV 2021) sowie dem
Spieler:innen- und Jugendschutz (§ 1 Nr. 3 GIuStV 2021) Rechnung zu tragen und begegnen
keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Abstandsregelungen stellen sicher, dass eine Uber-
mafige Konzentration von Spielhallen und Wettvermittlungsstellen vermieden wird.

Die Ausweitung der Abstandsregelung dient dem Ziel, die Spielhalle auch aus der Sichtweite
zu einer Wettvermittlungsstelle zu bringen. Bewegt sich ein:e Spieler:in von einer Spielhalle
zur nachsten oder zu einer Wettvermittlungsstelle, wird durch das Abstandsgebot sicherge-
stellt, dass ausreichend Zeit zum Nachdenken und zum Abbruch eines unkontrollierten Spiel-
verhaltens besteht.

Mit der neuen Nummer 5 wird ein weiterer Tatbestand eingefiigt, bei dessen Vorliegen die
Erlaubnis zu versagen ist. Der Abstand zu Schulen dient dem Schutz Jugendlicher, Heran-
wachsender und junger Erwachsener. Durch die Einfihrung eines Mindestabstands von 500
Metern zu Schulen, soll einer Gewdhnung von Kindern und Jugendlichen an das Angebot von
Spielhallen als einer unbedenklichen Freizeitbeschaftigung entgegengewirkt werden. Indem
Spielhallen aus dem alltaglichen Umfeld der Kinder und Jugendlichen herausgenommen wer-
den, soll erreicht werden, dass diese in geringerem Male einen Bestandteil der Lebenswirk-
lichkeit von Kindern und Jugendlichen darstellen. Das Zutrittsverbot flir Personen, die das 21.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, stellt in diesem Zusammenhang kein gleichermalien
wirksames Mittel dar, da der Werbe- und Gewodhnungseffekt dadurch nicht vermieden wird. Im



Hinblick auf die Regelung zu den Abstanden zu Schulen werden ausdricklich auch die Schu-
len der Gesundheitsfachberufe benannt, um bzgl. dieser Schulform Klarheit zu schaffen und
Regelungslicken zu verhindern. Bei den Schulen fir Gesundheitsfachberufe handelt es sich
nicht um Schulen im Sinne des Bremischen Schulgesetzes (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BremSchulG),
dennoch sind Personen, die in diesen beschult werden, denen vergleichbar, die berufsbil-
dende Schulen besuchen, so dass der Schutzbedarf junger Erwachsener auch hier in ver-
gleichbarem Mal3e besteht.

Die in den Nummern 8 und 9 neu aufgenommenen Zugangsvoraussetzungen (Notwendigkeit
einer Zertifizierung von Spielhallen und das Ablegen einer Sachkundeprufung) orientieren sich
an der Regelung aus § 29 Abs. 4 GIlUStV 2021. Dort sind sie als Voraussetzungen flr den
Betrieb von Spielhallen im baulichen Verbund vorgeschrieben. Trotz des Umstandes, dass im
Land Bremen nicht von der Regelung des § 29 Abs. 4 GIiStV 2021 Gebrauch gemacht werden
soll, sollen derartige Anforderungen klnftig fir alle Spielhallen im Land Bremen verpflichtend
vorgesehen werden. Wenn Qualitatsstandards durch Zertifizierung und Sachkunde einen Zu-
gewinn fur Spielerschutz und Suchtpravention erwarten lassen, ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum derartige Standards nur in Verbindung mit der Schaffung einer entsprechenden Uber-
gangsregelung fur Verbundspielhallen festgelegt werden sollten. Jede nicht sachgerecht be-
triebene Spielhalle bildet potenziell die Ursache flir das Entstehen von unverhaltnismaRigem
Spielen

§ 2 Abs. 2 Nr. 8 legt das Erfordernis einer allgemeinen Zertifizierung fest. Durch die Voraus-
setzung vor Erteilung einer Erlaubnis, ein Zertifikat nach § 4a vorlegen zu mussen, wird die
Kompetenz der Erlaubnisbehérde nicht beschnitten. Die vollumfangliche Prifungskompetenz
bleibt bestehen. Dies gilt sowohl im Erlaubnisverfahren wie auch fir die laufende Uberwa-
chung der Gewerbeausibung. Dies ist im Gesetz durchgangig so angelegt, beispielsweise bei
der Wiederholungszertifizierung nach § 4a Abs. 2 prift die Zertifizierungsstelle lediglich die
Zertifizierungsvoraussetzungen nicht aber die betreibenden Personen oder deren Betriebsflih-
rung im zuruckliegenden Zeitraum. Sofern die Zertifizierungsstelle dazu Kenntnisse hat, ist es
ihr unbenommen, der Uberwachungsbehdrde entsprechende Hinweise zu Ubermitteln. Die de-
taillierte Ausgestaltung erfolgt in § 4a. Fur die zuklnftig erforderliche Sachkundeprifung gilt
dies sinngemafl nach Nummer 9. Die Einzelheiten werden nach § 4b Abs. 2 durch die Sena-
torin far Wirtschaft, Arbeit und Europa im Rahmen einer Rechtsverordnung geregelt.

SchlieRlich wird durch die Aufnahme der neuen Nummer 10 eine Aufzahlung einzelner Rege-
lungen des GIUStV 2021, deren Einhalten fur die Erlaubniserteilung sicherzustellen ist, ent-
behrlich, was wiederum der Ubersichtlichkeit dient.

Die bislang in § 2 Absatz 5 enthaltene Regelung findet sich nunmehr in der neuen zentralen
Vorschrift zum Erldschen der Erlaubnis in § 2b.

Zu Nummer 2:

Der neu eingefligte § 2a enthalt in den Absatzen 1 bis 5 Regelungen zum Auswahlverfahren,
das durchzufihren ist, sofern wegen der Regelungen lUber den Mindestabstand (§ 2 Abs. 2
Nr. 4 oder 5) oder Uber den baulichen Verbund (§ 2 Abs. 2 Nr. 6) nicht alle beantragten Er-
laubnisse erteilt werden kénnen. Zudem enthalt Absatz 6 eine Kollisionsregel fir Konstellatio-
nen, in denen Wettvermittlungsstellen oder Spielhallen jeweils einen Antrag auf Erteilung einer
Erlaubnis stellen und die jeweilige Abstandsregelung einer Erteilung beider Erlaubnisse im
Wege steht.



Zu den Abséatzen 1 bis 5:

Weder dem Siebten Abschnitt des GIUStV 2021 (Spielhallen), noch dem BremSpielhG lassen
sich bisher Kriterien oder Mal3stabe entnehmen, auf welche Weise eine Konkurrenzsituation
mehrerer Spielhallenbetreiber:innen aufgeldst werden soll, deren bislang bestandsgeschitzte
Spielhallen gegen das Verbot von Mehrfachkonzessionen (§ 25 Abs. 1 GIGStV 2021) versto-
Ren, die zueinander den Mindestabstand nicht einhalten oder die in einem gemeinsamen Ge-
baude oder Gebaudekomplex betrieben werden. Die Frage ist au3erdem fir neue Antragsver-
fahren von Bedeutung, die zeitgleich anhangig werden und in denen eine entsprechende Prob-
lematik auflebt. Hierzu sind entsprechende gesetzliche Vorgaben zu schaffen.

Durch § 2a Absatze 1 bis 5 werden nunmehr Kriterien fur kiinftige Auswahlentscheidungen
gesetzlich normiert, die die Konkurrenzen belastbar auflésen sollen.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 gibt vor, dass Antragskonkurrenzen nach Maligabe der Absatze 2 bis 5 aufzulésen
sind, sofern nicht flr alle Spielhallen Erlaubnisse erteilt werden kénnen.

Zu Absatz 2:

Satz 1 regelt, dass sich Betreiber:innen mehrerer Spielhallen, die sich in einer Antragskonkur-
renz befinden, nach Aufforderung durch die nach § 9 Abs. 3 zustandige Behoérde innerhalb
eines Monats erklaren missen, welcher ihrer Antrage in das Auswahlverfahren einbezogen
werden soll. Hierzu wird der oder die Betreiber:in durch die nach § 9 Abs. 3 zustandige Be-
hérde aufgefordert. Die darlberhinausgehenden Antrage der Betreiberin bzw. des Betreibers
sind abzulehnen. Die Auflésung unechter Konkurrenzverhaltnisse (meist Mehrfachkomplexe)
soll weiterhin in der Verantwortung der Betreiber:innen liegen. Die Entscheidung, welche von
mehreren Spielhallen fortgefihrt werden soll, ist in erster Linie eine unternehmerische, die von
der Behdrde nicht adaquat getroffen werden kann. Das bedeutet eine Mitwirkungspflicht der
Betreiber:innen, die diesen aber ohne weiteres auferlegt werden kann. Satz 1 regelt dieses
gleichermalen auch fir mehrere Betreiber:innen, die verbundene Unternehmen im Sinne des
§ 15 des Aktiengesetzes und den darin in Bezug genommenen Vorschriften sowie Unterneh-
men derselben Unternehmenstragerin bzw. desselben Unternehmenstragers sind. Satz 2 re-
gelt den Fall, dass Betreiber:innen von Spielhallen nach Satz 2 die darin geforderte Erklarung
nicht abgeben. In diesem Fall entscheidet die Behdrde, welcher Antrag in das Auswahlverfah-
ren einbezogen wird. Auch in dieser Konstellation sind alle dariberhinausgehenden Antrage
abzulehnen. Diese Entscheidungen sind in vollem Umfang gerichtlich Gberprifbar. Die Behor-
denentscheidung muss daher wiedergeben, welche Kriterien erwogen und gegebenenfalls
verworfen wurden.

Zu Absatz 3:

Durch Absatz 3 wird der sogenannten Gebietsformel der Vorrang eingeraumt, was der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 7. Marz 2017 - 1 BvR 1314/12,
1630/12, 1694/13, 1874/13) entspricht. Die Gebietsformel besagt, Auswahlentscheidungen
seien so zu treffen, dass bei Beachtung der Mindestabstande die grofitmoégliche Zahl an Spiel-
hallen in einem Gebiet zuzulassen ist, und tragt somit den Grundrechten aus den Artikeln 12
und 14 des Grundgesetzes Rechnung. Ist eine Entscheidung auf Grundlage der Gebietsformel
nicht méglich, wird die Auswahlentscheidung auf Grundlage der Absatze 4 und 5 getroffen.



Hierzu soll die Betreiberin oder der Betreiber nach Satz 2 nach entsprechender Aufforderung
der Behorde, in denen diese lber konkurrierende Spielhallen anderer Betreiber:innen und de-
ren Standorte informiert (Satz 3), innerhalb eines Monats entsprechende Erklarungen hinsicht-
lich der Regelungen in Absatz 4 und 5 abgeben.

Zu den Absatzen 4 und 5;:

Die Absatze 4 und 5 kommen nur zur Anwendung, wenn eine Auswahl auf Grundlage der
Gebietsformel nicht moglich ist. Die Absatze 4 und 5 wirken dabei durch eine Selbstverpflich-
tung zur Aufstellweise der Gerate spielsuchtpraventiv bzw. tragen durch die Erklarung des
Verzichts auf das Aufstellen von Geldspielgeraten in einer ggfs. im gleichen Gebaude (-kom-
plex) betriebenen Gaststatte dazu bei, Anreize zum Uberlangen Verweilen von Spieler:innen
in einer Spielhalle zu verhindern. Diese Auswahlkriterien liegen in der Entscheidungssphare
der Antragsteller:innen und binden diese.

Zu Absatz 4:

Der Verzicht auf die Aufstellung der in Nummer 1 genannten Gerate soll dazu beitragen, dass
Spieler:innen sich nach dem Spiel an den Geldspielgeraten nicht weiterhin in der Spielhalle
aufhalten, Zeit an den hier genannten Geraten verbringen und im Anschluss unmittelbar wie-
der zu den Geldspielgeraten zurtickkehren. Zudem wirkt ein entsprechender Verzicht einem
in suchtpraventiver Hinsicht problematischen Mehrfachbespielen entgegen.

Zu Absatz 5:

Die Vorschrift eréffnet den Betreiber:innen von Spielhallen, in Féllen, in denen diese oder
rechtlich mit ihnen oder ihrer Firma verbundene Personen im gleichen Gebaude (-komplex)
eine Gaststatte betreiben, die Mdglichkeit, in Konkurrenzsituationen eine Erklarung abzuge-
ben, dass in der bestehenden oder geplanten Gaststatte auf das Aufstellen von Geldspielge-
raten verzichtet wird. Diese Regelung tragt dazu bei, dass bei Spieler:innen nach dem Verlas-
sen der Spielhalle eine AbklUhlung eintreten kann, ohne dass diese, sofern sie eine im gleichen
Gebaude befindliche Gaststatte betreten, die unmittelbare Mdglichkeit des Weiterspielens ge-
boten bekommen.

Zu Absatz 6:

Absatz 6 sieht eine Kollisionsregel fur Konstellationen vor, in denen Wettvermittlungsstellen
oder Spielhallen jeweils einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis stellen und die jeweilige
Abstandsregelung einer Erteilung beider Erlaubnisse im Wege steht. Vorbild dieser Kollisions-
regel ist § 7 Abs. 1 des Mindestabstandsumsetzungsgesetz Berlin (MindAbstUmsG Bin)

Absatz 6 legt fest, welche Antragstellerin bzw. welcher Antragsteller eine Erlaubnis zum Be-
trieb einer Spielhalle oder einer Wettvermittlungsstelle erhalt, wenn zwei oder mehr Bestands-
unternehmen aufgrund ihrer Standorte um die Erteilung einer Erlaubnis konkurrieren. Eine
Konkurrenzsituation im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn zwei oder mehr Antrage die
jeweiligen Erlaubnisvoraussetzungen des BremSpielhG bzw. des BremGIUG erflllen, die Er-
laubnisse aber nicht an alle antragstellenden Gewerbetreibenden erteilt werden kdnnen, weil
ihre Standorte den Mindestabstand nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b BremSpielhG bzw. § 5a Abs. 2
Nr. 1a, 2. Alt. BremGIUG zueinander unterschreiten. Aufgrund der in § 2a BremSpielhG bzw.



§ 5b Abs. 1 BremGIUG enthaltenen Regelungen zur Auflésung von Konkurrenzsituationen in
denen alle Antragsteller:innen bestehende Unternehmen derselben Spielform betreiben, kom-
men an dieser Stelle nur spielformibergreifende Konkurrenzsituationen in Betracht. Fir die
Auflésung komplexer Konkurrenzsituationen nutzt der vorliegende Entwurf ein mathemati-
sches Verfahren zur Umsetzung des spielformibergreifenden Mindestabstandsgebots. Hin-
tergrund ist zunachst, dass die in § 2a Abs. 4 und 5 BremSpielhG enthaltenen Auswahlkriterien
fur Konkurrenzsituationen zwischen Spielhallen und Wettvermittlungsstellen ungeeignet sind.
Zudem kann eine Auswahlentscheidung bei rdumlichen Konkurrenzsituationen zwischen einer
gréBeren Anzahl von Bestandsstandorten aufgrund des Mindestabstandsgebots — je nach-
dem, an welchem Standort zuerst eine Erlaubnis zum Weiterbetrieb des entsprechenden Be-
triebes erteilt wirde - zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen fuhren. Die Auswahl eines ersten
Standortes beeinflusst aufgrund des vorgeschriebenen Mindestabstands zwangslaufig den
weiteren Fortgang der Auswahlentscheidung. Die dementsprechend unterschiedlichen magli-
chen Auswahlergebnisse unterscheiden sich nicht nur in der konkreten Auswahl an erhaltens-
fahigen Standorten, sondern auch in der Anzahl an Standorten, die durch die Auswahl ausge-
schlossen werden. Der vorliegende Entwurf enthalt daher einen mathematischen Gesamtan-
satz unter Berlcksichtigung der seitens des BVerfG entwickelten Gebietsformel. Hierzu wird
zwischen raumlich konkurrierenden spielformibergreifenden Bestandsstandorten ermittelt,
welche Anzahl von Standorten bei Einhaltung des Mindestabstands héchstens erhalten wer-
den kann (sog. Standortkapazitat) und bei Auswahl welcher Standorte diese Anzahl erreicht
wird. An den auf diese Weise ermittelten Standorten kbnnen Bestandsunternehmen im Hin-
blick auf den Mindestabstand neue Erlaubnisse erhalten. Ergibt die Ermittlung unterschiedliche
mogliche Ergebnisse, entscheidet das Los. Fur die Aufldsung von Konkurrenzsituationen er-
geben sich demnach zwei Fallgruppen: Nummer 1 regelt den Fall, dass lediglich jeweils eine
Spielhalle und eine Wettvermittlungsstelle wegen Unterschreitung des Mindestabstandes um
einen Standort bzw. die Erlaubniserteilung konkurrieren. In diesem Falle entscheidet das Los
uber die Auswahl des Standortes, an dem eine Erlaubnis erteilt werden kann. Nummer 2 regelt
den Fall, dass mindestens drei Standorte von Bestandsbetrieben unterschiedlicher Spielfor-
men derart um die Erlaubnis konkurrieren, dass der Mindestabstand zwischen mindestens
zwei von ihnen eingehalten werden kann. Mit Hilfe des mathematischen Verfahrens wird dann
zunachst ermittelt, bei Auswahl welcher Anzahl von Standorten die Einhaltung des 500-Meter-
Mindestabstandes zwischen den verbleibenden Standorten gewahrleistet und zugleich die ge-
ringste Anzahl von Standorten ausgeschlossen wird (Standortkapazitat). Ebenfalls wird ermit-
telt, bei Auswahl welcher Standorte diese Standortkapazitat erreicht wird. Kann die Standort-
kapazitat durch mehrere Standortkombinationen ausgeschopft werden, so entscheidet zwi-
schen diesen Kombinationen das Los.

Zustandig zur Durchfiihrung des Losverfahrens ist jeweils die nach dem BremGIUG fir Wett-
vermittlungsstellen zustande Behorde.

Zu § 2b:

Der neue § 2b trifft Regelungen zum Erléschen der Erlaubnis. Die hierin enthaltenen Regelun-
gen stellen die Erlaubniserteilung kraft Gesetzes unter auflésende Bedingungen.

Satz 1 Nummer 1 enthalt die bisher in § 2 Abs. 5 Satz 1 enthaltene Regelung.

Satz 1 Nummer 2 stellt klar, dass auch die Nichtvornahme des nach § 4c notwendigen An-
schlusses an das zentrale, spielformibergreifende Sperrsystem nach Ablauf eines Jahres zum
Erléschen der Erlaubnis fuhrt.

Nach Satz 1 Nummer 3 erlischt die Erlaubnis, die in einem Auswahlverfahren erteilt wurde, in
dem auf die in § 2a Absatze 4 oder 5 enthaltenen Kriterien zurtckgegriffen wurde zudem,
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wenn die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber entgegen ihrer oder seiner nach § 2a
Absatze 4 oder 5 abgegebenen Erklarung, sich nicht an deren jeweiligen Inhalt halt.

Treten die hier genannten auflésenden Bedingungen ein, erlischt die Erlaubnis kraft Gesetzes,
so dass ohne eine vorherige Aufhebung der Erlaubnis nach § 15 Abs. 2 GewO gegen die
Betreiberin oder den Betreiber vorgegangen werden kann.

Zudem kénnen sowohl der Nichtanschluss an das Spielersperrsystem als auch Verstéfe ge-
gen eine Erklarung nach § 2a Abs. 4 oder 5 mit einer Geldbuf3e sanktioniert werden. Zwar sind
diese VerstdRe nicht in den Katalog der Ordnungswidrigkeiten des § 10 aufgenommen wor-
den, die zustandige Behdrde kann jedoch bei in der Vergangenheit liegenden Verstéen
dadurch, dass die Erlaubnis schon vor dem Tatigwerden der Behdrde kraft Gesetzes erlo-
schen ist, flr den in der Vergangenheit liegenden Zeitraum, flr den keine Erlaubnis (mehr)
vorliegt, wegen unerlaubter Veranstaltung oder Vermittlung eines Glicksspiels nach § 28a
Abs. 1 Nr. 1und Abs. 2 des GIiStV 2021 eine Geldbufie von bis zu 500 000 Euro verhangen.

Satz 2 enthalt eine dem bisherigen § 2 Abs. 5 S. 2 entsprechende Regelung.

Zu Nummer 3:

§ 3 legt den Betreiber:innen von Spielhallen eine Kontrollpflicht hinsichtlich des festgelegten
Mindestalters, das zum Betreten einer Spielhalle erforderlich ist, auf. Nach der bisherigen Re-
gelung des § 3 wurde das Mindestalter zum Betreten einer Spielhalle auf 18 Jahre festgelegt.
In Folge der vorgenommenen Anpassung ist der Zutritt zu Spielhallen Personen, die das 21.
Lebensjahr nicht vollendet haben, verwehrt. Diese Regelung dient den Zielen des Jugend- und
Spielerschutzes sowie der Suchtpravention (§ 1 S. 1 Nr. 1 und 3 GIGStV 2021) und stellt eine
Schutzbestimmung zur Suchtpravention einer besonders gefahrdeten Personengruppe dar.
Sie ist aus suchtfachlicher Sicht von hoher Relevanz, da Personen bis zum Alter von 25 Jahren
eine besonders vulnerable Zielgruppe fir pathologisches Spielverhalten darstellen (Quelle:
Jahrbuch Sucht 2021 der Deutschen Hauptstelle fur Suchtfragen, S. 133). Durch die Suchtfor-
schung ist hinreichend belegt, dass gerade jlingere Menschen besonders vulnerabel sind.
Diese Phase der besonderen Gefahrdung endet nicht mit Vollendung des 18. Lebensjahres,
sondern konnte in verschiedenen Studien fur die gesamte Zeit der Adoleszenz (die bis in die
frhen 20er Jahre hineinreicht) belegt werden.

Die Festlegung der Altersgrenze von 21 Jahren orientiert sich dabei an den Vorschriften des
Jugendstrafrechts. Auch hier findet der Umstand, dass sich das Jugendalter als Entwicklungs-
abschnitt nicht durch starre Altersgrenzen bestimmen lasst und der Typ des Jugendlichen zwi-
schen 14 und 17 Jahren zur Abgrenzung von Heranwachsenden (junge Erwachsene zwischen
18 und 21 Jahren) nicht eindeutig bestimmbar ist, Berlicksichtigung. Hierzu wird ausgefiihrt,
dass eine Zasur bei Uberschreitung der Altersstufe von 17 zu 18 Jahren nicht erkennbar sei,
sondern es sich bei der Entwicklung des jungen Menschen vielmehr um einen durch zahlreiche
aulere Einflisse gepragten, kontinuierlichen Prozess handele, der je nach Person unter-
schiedlich ablaufe und unterschiedlich lange andauere (vgl. MUKoStGB/Laue, 4. Aufl. 2022,
JGG § 105 Rn. 13 m.w.N.). § 105 des Jugendgerichtsgesetzes sieht entsprechend die Mog-
lichkeit vor, dass das Jugendstrafrecht auch auf Heranwachsende angewendet werden kann.
Anders als bei der starren Altersgrenze von 14 Jahren, die das niemals strafbare Kind (§ 19
StGB) von dem im Einzelfall entsprechend seinem Entwicklungsstand strafbaren Jugendlichen
(§ 3 S. 1 JGG) abgrenzt, erkennt der Gesetzgeber bei der Altersgrenze von 18 Jahren an,
dass in Einzelfallen ein Mensch trotz seines Alters nach den fir eine andere Altersgruppe
geltenden Regeln zu behandeln sein kann — also hier: dass 18- bis 20-jahrige Straftater trotz
des formalen Eintritts der Volljahrigkeit immer noch Jugendlichen gleichstehen kénnen und
deshalb auch wie solche zu behandeln sind (vgl. MUKoStGB/Laue, 4. Aufl. 2022, JGG § 105
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Rn. 1). Auch hier wird zum Schutz von volljahrigen, aber in der geistigen Reife noch nicht voll
ausgebildeten Personen der Mal3stab angewendet, der fur Jugendliche, also Minderjahrige

gilt.

Zu Nummer 4:

In Absatz 1 Nummer 1 wird ein Verweis auf die Regelungen des GIiStV 2021 hinsichtlich des
Sozialkonzeptes eingefugt.

Die in der bisherigen Nummer 2 geregelte Verpflichtung ergibt sich bereits aus § 6 Abs. 2
GlaStV 2021, so dass die Verpflichtung an dieser Stelle gestrichen und die folgende Numme-
rierung angepasst wird.

In der neuen Nummer 2 wird der Abstand zwischen den Schulungen des Personals in der
Friherkennung problematischen und pathologischen Spielverhaltens nunmehr auf zwei Jahre
festgelegt. Die Anderung stellt dabei eine Konkretisierung des bisher verwendeten Begriffes
.regelmafig” dar. Dieser Begriff ist bereits bisher dahingehend ausgelegt worden, dass eine
Schulung mindestens alle zwei Jahre zu erfolgen hat, so dass die Anderung lediglich eine
ausdruckliche Normierung einer bestehenden Verwaltungspraxis beinhaltet. Hierzu erfolgt zu-
nachst die Klarstellung, dass vor dem ersten Einsatz eine Schulung zu erfolgen hat. Zudem
wird der Turnus der Folgeschulungen an die Vorgaben des § 5b Abs. 4 des BremGIuG ange-
passt.

Die Anderung in der neuen Nummer 4 stellt klar, dass die zusténdige Behérde entsprechende
Vordrucke zur Meldung der im Vorjahr getroffenen MaRnahmen zur Umsetzung des Sozial-
konzepts herausgibt, die von den jeweiligen Betreiber:innen verpflichtend zu nutzen sind.

Absatz 1 Nummer 5 wird vor dem Hintergrund der neuen Regelung des § 4c sowie der Rege-
lungen des GIlUStV 2021 zum Spieler:innenschutz gestrichen.

Absatz 2 Satz 1 enthalt eine Anpassung in Folge des Anhebens des Mindestalters auf 21
Jahre. Zudem wird die Verpflichtung der Betreiber:innen von Spielhallen zum sichtbaren Aus-
legen von Informationen zu Angeboten und Kontaktdaten qualifizierter Beratungsstellen in
Satz 2 auf regionale Beratungsstelle konkretisiert. Hierdurch soll die Inanspruchnahme des
regionalen Hilfesystems geférdert werden.

Zu Nummer 5:

§ 4a regelt das neu eingeflihrte allgemeine Zertifizierungsverfahren. Wie zuvor ausgeflhrt,
sollen derartige Qualitdtsstandards im Land Bremen unabhangig von einer (Ubergangs-)Re-
gelung fur Verbundspielhallen auf Grundlage des § 29 Abs. 4 GIUStV 2021 gelten. Durch die
Voraussetzungen fir die Zertifizierung im Einzelnen soll ein Zugewinn an Qualifikation bei den
spielhallenbetreibenden Personen erreicht werden. Daraus abgeleitet wird eine Begunstigung
der Ziele aus § 1 GlUStV 2021 erreicht. Da infolge des GIUStV 2021 gleichzeitig auch die Ver-
pflichtung der spielhallenbetreibenden Personen auflebt, am Sperrsystem nach §§ 8, 23
GlaStV 2021 mitzuwirken, werden diese Bemihungen um Spielerschutz und Suchtpravention
auf eine deutlich breitere Grundlage gestellt und werden entsprechende Auswirkungen ansto-
Ren. Die Erteilung des erforderlichen Zertifikats nach § 4a hat gemaR Absatz 1 Nr. 1 zur Vo-
raussetzung, dass fur die betreffenden Spielhallen zunachst ein Sozialkonzept erstellt und vor-
gelegt wird, das auch Grundlage fir die Betriebsflhrung ist. Die Betriebsfihrung muss sich an
diesen Malistdben messen lassen. Dadurch wird die Anforderung aus § 6 GIUStV 2021, weil
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nunmehr Zertifizierungsvoraussetzung und auf diesem Weg Erlaubnisvoraussetzung, an zent-
raler Stelle entsprechend gewichtet. Gegenstand des Sozialkonzepts ist die Gewahrleistung
des Spieler:innenschutzes unter den spezifischen Bedingungen in Spielhallen. Das betriebli-
che Sozialkonzept zeigt auf, in welcher Weise die spielhallenbetreibende Person die gesetzli-
chen Vorgaben des § 6 GIUStV 2021 in seinem Betrieb umsetzt. Daneben tritt als weitere
Zertifizierungsvoraussetzung das Erfordernis des Nachweises einer erfolgreich abgelegten
Sachkundeprifung (§ 4a Abs. 1 Nr. 2). Durch diese Regelung wird die Sachkundeprifung zur
Zugangsvoraussetzung. Wegen des Uberragenden Interesses eines geordneten und verant-
wortungsvoll gefiihrten Spielhallengewerbes ist diese Schwelle verhaltnismalig. Mit einer
Sachkundeprifung wird zukinftig nur geringfugig in den Grundsatz der Gewerbefreiheit ein-
gewirkt. Absatz 1 Nr. 3 ist wiederum im Zusammenhang mit § 6 GIiStV 2021 zu sehen. Es
wird vorangestellt, dass jeder spielhallenbetreibenden Person schon bei Antragsstellung un-
missverstandlich vorgegeben ist, dass alle Personalkrafte besonders geschult sein missen.
Mit Absatz 1 Nr. 4 wird ausdricklich normiert, dass die spielhallenbetreibende Peron flr jede
Spielhalle eine ausreichende Aufsicht, die ein Einschreiten - falls erforderlich - erméglicht, ge-
wabhrleistet. Nicht ausreichend ist demnach eine technische Uberwachung durch eine Auf-
sichtsperson einer anderen Spielhalle.

In der Systematik dieses Gesetzes versteht es sich, dass die Anforderung einer Wiederholung
der Zertifizierung an alle Spielhallenbetreiber gerichtet wird. Der vorgesehene Zwei-Jahres-
Zeitraum ist darin verbindlich vorgegeben. Absatz 2 Satz 2 erméglicht die Uberwachung, dass
die spielhallenbetreibende Person der Zertifizierungspflicht nachkommt. Absatz 3 bestimmt,
dass Priforganisationen bei der nationalen Akkreditierungsstelle fir ihre Zertifizierungstatig-
keit akkreditiert sein missen. Nationale Akkreditierungsstelle flr Deutschland ist gemaR § 1
Abs. 1 der Verordnung Uber die Beleihung der Akkreditierungsstelle nach dem Akkreditie-
rungsstellengesetz die Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS). Die Voraussetzung,
dass akkreditierte Priforganisation nur sein kann, wer von Spielhallenbetreibenden und auto-
matenaufstellenden Personen sowie ihren Interessensverbanden unabhangig ist, soll sicher-
stellen, dass Zertifizierungen objektiv, unparteilich und rein nach sachlichen Kriterien durch-
geflihrt werden, wobei das Erfordernis finanzieller Unabhangigkeit nicht ausschlief3t, dass fir
die Durchfuhrung der Zertifizierungen ein Entgelt zu entrichten ist.

Absatz 4 stellt klar, dass die abschlieliende Verantwortung bei der Erlaubnis- und Uberwa-
chungsbehdrde angesiedelt bleibt.

§ 4b regelt die Einflhrung des Sachkundeprufungsverfahrens und stellt die Zielsetzung des
Verfahrens fest. Die nahere Ausgestaltung der Inhalte der Sachkundeprifung und des Sach-
kundeprifungsverfahrens soll im Rahmen einer kiinftigen Rechtsverordnung durch die Sena-
torin flr Wirtschaft, Arbeit und Europa erfolgen. § 4b Abs. 2 enthalt daher eine entsprechende
Verordnungsermachtigung.

Der neu eingefiigte § 4c enthalt eine neue zentrale Vorschrift zur Spieler:innensperre unter
Bezugnahme auf die Regelungen des GIuStV 2021 zum Spielersperrsystem.

Nach Absatz 1 Satz 1 sind die Erlaubnisinhaber:innen verpflichtet, sich an das spielformtber-
greifende Sperrsystem nach § 23 des GIiStV 2021 anzuschlielen und zu diesem Zweck mit
der fur die FUhrung der Sperrdatei zustandigen Behorde eine Vereinbarung abzuschlielRen.
Die Regelung konkretisiert die sich aus dem GIUStV 2021 ergebenden Verpflichtungen. § 8
Abs. 3 des GIUStV 2021 verpflichtet die Spielhallenbetreiber:innen spielwillige Personen durch
Kontrolle eines amtlichen Ausweises oder eine vergleichbare Identitadtskontrolle zu identifizie-
ren und einen Abgleich mit der Sperrdatei nach § 23 des GIuStV 2021 durchzufuhren. Hierfur
ist ein entsprechender Anschluss an das Sperrsystem erforderlich. Die Satze 2 und 3 enthalten
deklaratorische Regelungen zu den im Zusammenhang mit dem Anschluss des an das Sperr-
system anfallenden Kosten.



Absatz 2 stellt klar, dass eine Aufnahme des Spielhallenbetriebes erst dann zulassig ist, wenn
der Anschluss an das Spielersperrsystem erfolgt ist.

Zu Nummer 6:

Die Anderungen in § 5 stellen Anpassungen in Folge des Anhebens des Mindestalters auf 21
Jahre dar.

Zu Nummer 7:

Die in den bisherigen Nummern 1 und 2 des § 6 BremSpielhG enthaltenen Verbote, in Spiel-
hallen alkoholische Getranke auszuschenken (bisherige Nummer 1) bzw. entgeltlich oder un-
entgeltlich Speisen anzubieten (bisherige Nummer 2) werden zusammengefasst und um ein
Verbot der Abgabe alkoholfreier Getranke sowie der Duldung jeglichen Verzehrs von Speisen
und Getranken erweitert. Klnftig ist damit in Spielhallen sowohl die Abgabe, als auch das
Dulden des Verzehrs von jeglichen Speisen und Getranken untersagt. Dies gilt auch fir den
Fall, dass es sich um mitgebrachte Speisen und Getranke handelt. Diese Regelung soll dazu
beitragen, dass Spieler:innen in regelmaligen Abstanden die Spielhallen fir Pausen verlas-
sen. Hierdurch soll den Spieler:innen die Méglichkeit gegeben werden, den Spielwunsch re-
gelmalfig aulerhalb des Umfelds der Spielhalle bewusst zu Uberdenken.

Durch die Zusammenfassung der Regelungen der bisherigen Nummern 1 und 2 wird die bis-
herige Nummer 2 gestrichen und die folgenden Nummern entsprechend an die neue Numme-
rierung angepasst.

Das bereits in der bisherigen Nummer 5 enthaltene Verbot, als Warengewinn Gegenstande
anzubieten, deren Gestehungskosten den Wert von 60 Euro Uberschreiten, wird dahingehend
Uberarbeitet, dass nunmehr bei Warenspielgeraten nur noch Gegenstande ausgelobt werden
durfen, deren Gestehungskosten 30 € nicht Ubersteigen.

In der neuen Nummer 9 wird konkretisiert, dass es den Betreiber:innen von Spielhallen unter-
sagt ist, Kreditgewahrungen durch andere innerhalb der Spielhalle zu dulden.

Die Anderung in der neuen Nummer 10 enthalt eine Anpassung des Verweises an eine Ande-
rung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.

Zu Nummer 8:

Hierbei handelt es sich um redaktionelle Anpassungen.

Zu Nummer 9:

In § 9 Absatz 1 wird die Zustandigkeitsregelung in der Stadtgemeinde Bremerhaven konkreti-
siert. In Absatz 2 wird zudem eine redaktionelle Korrektur vorgenommen.

Zu Nummer 10:

§ 10 BremSpielhG wird an die nunmehr im GluStV 2021 enthaltenen Ordnungswidrigkeiten-
vorschriften angepasst und es werden redaktionelle Anpassungen vorgenommen. Hierbei wird



Absatz 1 S. 1 zunachst klargestellt, dass die folgenden Ordnungswidrigkeitentatbestande er-
ganzend neben den Regelungen des § 28b GIlGStV 2021 Anwendung finden.

Um Doppelungen zu vermeiden, wird die bisher in Absatz 1 Nummer 1 enthaltene Regelung,
nach der ordnungswidrig handelt, wer ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche Erlaubnis eine
Spielhalle betreibt, gestrichen, da die Veranstaltung eines Gliicksspiels ohne Erlaubnis eine
Ordnungswidrigkeit nach § 28a Abs. 1 Nr. 1 GIGStV 2021 darstellt. Die Nummerierung der
folgenden Ziffern wird in Folge der Streichung entsprechend angepasst.

Die Anderungen der neuen Nummern 3 und 4 stellen Folgeanderungen zur Anpassung des
erforderlichen Mindestalters zum Betreten einer Spielhalle in § 3 (Nummer 3) sowie zur Strei-
chung des § 4 Abs. 1 Nr. 5 (Nummer 4) dar. Zudem erfolgt in der neuen Nummer 4 eine
Anpassung des Wortlauts an den Wortlaut des § 4 Abs. 1 Nr. 2.

In der neuen Nummer 5 werden die Tatbestande der bisherigen Nummern 6 und 7 zusam-
mengefasst. Zudem erfolgt nunmehr eine Anknlpfung an die Regelung des § 7 des GIUStV
2021 zur Aufklarung der Spieler:innen.

In der neuen Nummer 8 werden die Tatbestande des bisherigen Nummern 10 und 11 zusam-
mengefasst und die Nummerierung in Folge der Streichung entsprechend angepasst. Zudem
erfolgt eine Anpassung hinsichtlich des in § 6 Nr. 1 vorgesehenen Verbotes, den Konsum
mitgebrachter Speisen und Getranke zu dulden.

Da der mangelnde Ausschluss des Personals von der Teilnahme am angebotenen Gllicksspiel
bereits nach § 28a Abs. 1 Nr. 17 GIUStV 2021 eine Ordnungswidrigkeit darstellt, wird dieser
Satzteil zur Vermeidung von Doppelungen aus der neuen Nummer 9 gestrichen.

Die Anderung in der neuen Nummer 18 enthalt eine Anpassung des Verweises an eine Ande-
rung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.

Zudem werden in Folge Anderung der Nummerierung in § 6 die entsprechenden Verweise in
§ 10 Absatz 1 angepasst.

In Absatz 2 wird die festgelegte Summe des maximalen Bufgeldes, mit dem Ordnungswidrig-
keiten nach § 10 Absatz 1 geahndet werden kénnen, von 50.000 € auf 500.000 € angehoben.
Diese Anpassung stellt eine Anpassung an die jeweiligen Ordnungswidrigkeitenvorschriften
des GluStV 2021 und des BremGIuG dar.

Absatz 4 enthalt eine Konkretisierung hinsichtlich der Zustandigkeit in der Stadtgemeinde Bre-
merhaven.

Zu Nummer 11:

§ 11 wird neu gefasst. Die Absatze 1 und 2 enthalten Regelungen fur Betreiber:innen von
Bestandsspielhallen, deren spielhallenrechtliche Erlaubnisse bis zum 30.06.2022 befristet
sind. Absatz 1 bezieht sich dabei auf den voriibergehenden Fortbestand der entsprechenden
Erlaubnisse. Absatz 2 enthalt Vorgaben flir das Verfahren zur erstmaligen Neuerteilung dieser
bestehenden Erlaubnisse. Absatz 3 trifft Regelungen zu Antragen auf Erteilung spielhallen-
rechtlicher Erlaubnisse, die bereits vor dem 01.07.2017 gestellt wurden, Uber den Antrag bis
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes jedoch noch nicht bestandskraftig entschieden wurde.
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Zu Absatz 1:

Nach § 11 Abs. 3 des bisher geltenden BremSpielhG sind vor dem 01.07.2012 erteilte Erlaub-
nisse zum Betrieb einer Spielhalle oder eines ahnlichen Gewerbes nach § 33i Abs. 1 S. 1 der
Gewerbeordnung mit Ablauf des 30.06.2017 erloschen. Sollte eine Spielhalle nach diesem
Zeitpunkt betrieben werden, so hatten die Betreiber:innen spatestens am 30.06.2016 eine Er-
laubnis nach bisherigem Recht bei der zustandigen Behdrde zu beantragen. Die auf diese
Antrage hin erteilten Erlaubnisse, wurden mit der nach bisherigem Recht maximalen Dauer
von funf Jahren, befristet erteilt, so dass samtliche Spielhallenerlaubnisse, die zum 01.07.2017
erneut erteilt wurden, bis zum 30.06.2022 befristet sind. Um eine vorubergehende Schlie3ung
der Spielhallen, denen auf Grundlage dieses Gesetzes eine neue Erlaubnis erteilt werden
kann, zu verhindern, fingiert Absatz 1 das Fortbestehen samtlicher bestehender und bis zum
30.06.2022 befristeter Erlaubnisse nach bisherigem Recht, bis zur Entscheidung der zustan-
digen Behorde Uber den erneuten Antrag auf Erlaubniserteilung. Voraussetzung hierfir ist,
dass der erneute Antrag auf Erteilung einer Spielhallenerlaubnis vor Ablauf der Befristung ge-
stellt wird. Zudem gilt die Fortgeltungsfiktion des Absatzes 1 nur im Rahmen des erstmaligen
Antrags auf Neuerteilung einer Spielhallenerlaubnis. Nach Satz 2 gilt die Regelung des Satzes
1 entsprechend auch in den Faéllen, in denen eine Inhaberin oder ein Inhaber einer Iangstens
bis zum 30.06.2022 befristeten Erlaubnis nach bisherigem Recht noch vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes einen Antrag auf Neuerteilung einer spielhallenrechtlichen Erlaubnis gestellt hat,
Uber den Antrag jedoch bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht entschieden worden ist.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt das Nahere zu den Erlaubnisverfahren in den Fallen des Absatzes 1. Im Rah-
men dieser Erlaubnisverfahren werden zur Wahrung der Verhaltnismafigkeit Abweichungen
zu den Erlaubnisvoraussetzungen des § 2 festgelegt. Im Rahmen des erstmaligen Antrags
von Inhaber:innen bestehender Spielhallen auf Erteilung einer Erlaubnis nach diesem Gesetz,
deren bestehende Erlaubnis im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes auslauft, bleiben die Mindestabstande zu Wettvermittlungsstellen und Schulen un-
bericksichtigt. Zudem verbleibt es im Rahmen dieser Erlaubnisverfahren bei der bisherigen
Regelung zum Mindestabstand von 250 Metern zwischen Spielhallen untereinander. Es soll
verhindert werden, dass kurzfristig auslaufende Erlaubnisse nicht neu erteilt werden kénnen
und bestehende Spielhallen unmittelbar nach Inkrafttreten des Gesetzes schlieRen muissen.
Um das hohe Schutzniveau des Gesetzes jedoch zeitnah flachendeckend zu realisieren, regelt
Satz 3 in Abweichung zu § 2 Abs. 1, dass Erlaubnisse, die unter der Malkigabe der Satze 1
und 2 erteilt wurden, bis zum 30. 06.2023 zu befristen sind.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 enthalt Sonderregelungen fir Betreiber:innen von Bestandsunternehmen, denen vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle nach bisherigem
Recht erteilt wurde, deren Befristung Uber den 30.06.2023 hinausgeht. Die Erweiterung des
bestehenden Mindestabstandes zwischen Spielhallen sowie die Einflhrung von Mindestab-
stédnden von Spielhallen zu Schulen sowie zwischen Wettvermittlungsstellen und Spielhallen
erfordert, dass ein Zeitpunkt festgelegt wird, an dem alle Betreiber:innen gleichberechtigt an
den zu treffenden Auswahlentscheidungen fir kiinftige Erlaubnisse teilnehmen kénnen. Inha-
ber:innen von Erlaubnissen, die am 30.06.2022 und damit unmittelbar nach Inkrafttreten der
Gesetzesanderungen erldschen, sind gemaR Absatz 2 bis zum Ablauf der Ubergangsfrist vom
Erfordernis des erweiterten Mindestabstandes von 500 Metern zwischen zwei Spielhallen (§ 2
Abs. 2 Nr. 4 lit. a BremSpielhG), des Mindestabstands zu Wettvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2
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Nr. 4 lit. b BremSpielhG) sowie des Mindestabstands zu Schulen (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 Brem-
SpielhG) befreit. Zur Gewahrleistung eines fairen Auswahlverfahrens ist es erforderlich, dass
alle Betreiber:innen von Bestandsspielhallen unabhangig von der Befristung ihrer Erlaubnisse
in das Auswahlverfahren einbezogen werden. Daher haben auch Betreiber:innen von Be-
standsspielhallen nach Absatz 3 Satz 1 einen Antrag auf Neuerteilung einer Erlaubnis zum
Betrieb einer Spielhallen flr den Zeitraum ab dem 01.07.2023 zu stellen. Da mit einer Vielzahl
von Antragen gerechnet werden muss, ist es erforderlich, dass ein konkreter Zeitraum festge-
legt wird, in dem entsprechende Antrage gestellt werden muissen. Hierdurch wird die zustan-
dige Behorde in die Lage versetzt, erforderliche Auswahlentscheidungen durchzufiihren, ohne
dass nach Abschluss der Auswahlentscheidungen weitere Antrage eingehen, die im durchge-
fuhrten Verfahren hatten Berucksichtigung finden missen und daher ein erneutes Auswahl-
verfahren erforderlich machen wirden. Aus diesem Grund bleiben auch Standorte von Spiel-
hallen, deren Betreiber:innen keinen Antrag nach Satz 1 stellen, nach Satz 2 im Rahmen des
Auswahlverfahrens nach § 2a in Bezug auf die Erteilung von Erlaubnissen fir konkurrierende
Spielhallen und Wettvermittlungsstellen unbertcksichtigt. Die Satze 3 und 4 enthalten klarstel-
lende Regelungen in Bezug auf die Wirksamkeit der bestehenden Erlaubnisse. In Fallen, in
denen Antrage fur Bestandsunternehmen auch nach den Vorschriften dieses Gesetzes erteilt
werden kdnnen, erléschen die Erlaubnisse nach bisherigem Recht mit Erteilung einer Erlaub-
nis nach diesem Gesetz (Satz 3). Satz 4 stellt schlief3lich klar, dass die Wirksamkeit der be-
stehenden Erlaubnis in Fallen, in denen nach den Vorschriften dieses Gesetzes keine erneute
Erlaubnis erteilt werden, unberuhrt bleibt.

Durch die in Absatz 3 enthaltene Sonderregelung wird ein gleichberechtigtes Auswahlverfah-
ren ermdglicht, wobei die Interesse der Betreiber:innen von Bestandsspielhallen angemessen
berucksichtigt werden.

Die umfangliche Uberarbeitung der Vorschriften zu Mindestabstanden zwischen spielform-
Ubergreifenden Spielstatten und zu Schulen zur Vermeidung einer Ubermafligen Konzentra-
tion von Spielhallen und Wettvermittlungsstellen kann nur erfolgreich umgesetzt werden, wenn
alle Unternehmen in die Auswahlentscheidungen einbezogen werden kdnnen. Dieses Ziel
I&sst sich nur durch die Festlegung eines konkreten Stichtags erreichen, zu dem alle Erlaub-
nisse erneut zu erteilen sind. Aus Grunden des Vertrauens- und Bestandsschutzes soll darauf
verzichtet werden, die Stichtagsregelung derart auszugestalten, dass kraft Gesetzes alle be-
stehenden Erlaubnisse nach bisherigem Recht erléschen. Der Entzug einer bestandskraftigen
Betriebserlaubnis wiirde einen schwerwiegenden Eingriff in den eingerichteten und ausgetib-
ten Gewerbebetrieb darstellen. Als mildestes Mittel wird zum Erreichen des Ziels daher eine
verpflichtende Teilnahme am Auswahlverfahren vorgesehen, ohne dass eine Ablehnung der
Neuerteilung einer Erlaubnis Auswirkungen auf die bereits erteilten Erlaubnisse haben. Um
das Ziel einer Reduzierung der Spielstatten dennoch erreichen zu kdnnen und zudem die In-
teressen derjenigen Betreiber:innen wahren zu kénnen, die trotz bestehender Erlaubnis am
Verfahren teilnehmen, ist gleichzeitig erforderlich, dass Betreiber:innen von Bestandsspielhal-
len, die keinen Antrag stellen, mit Ihren Betrieben im Auswahlverfahren unbericksichtigt blei-
ben. Die Teilnahme am Auswahlverfahren verschafft den Betreiber:innen frihzeitig Klarheit
Uber den Ausgang der Auswahlentscheidung nach den Vorschriften dieses Gesetzes. Durch
den Fortbestand der Erlaubnis nach bisherigem Recht in Fallen, in denen keine Erlaubnis nach
diesem Gesetz erteilt werden kann, wird der Eingriff in bestehende Rechtsverhaltnisse ver-
mieden. Zugleich werden Unsicherheiten auf Seiten der Betreiber:innen in Bezug auf den Fort-
bestand der Erlaubnisse und die Erfolgsaussichten einer an den bisherigen Bewilligungszeit-
raum anschlieRenden Erlaubnis ausgeraumt.
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Zu Absatz 4:

Durch die in Absatz 4 enthaltene Sonderregelung fiir Inhaber:innen von Bestandserlaubnissen
und die Befristung derjenigen Erlaubnisse, die Spielhallenbetreiber:innen erteilt werden, deren
bestehende Erlaubnis zum 30.06.2022 auslauft, missen alle Betreiber:innen fir den Zeitraum
ab dem 01.07.2023 neue Erlaubnisse beantragen. Gleiches gilt fur Betreiber:innen von Wett-
vermittlungsstellen. Aufgrund der Vielzahl der zu erwartenden Antrage, gibt Absatz 4 — ebenso
wie Absatz 3 - einen konkreten Zeitraum vor, in dem die entsprechenden Antrage fur den
Bewilligungszeitraum ab dem 01.07.2023 einzureichen sind. Da zur Durchfihrung des kom-
plexen Verfahrens nach § 2a Abs. 6 BremSpielhG samtliche Antrage frihzeitig vorliegen mus-
sen, werden Antrage, die nach Ablauf der Antragsfrist eingehen, in diesem Zusammenhang
nachrangig behandelt.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 Satz 1 gestaltet einen Ubergangszeitraum bis zum 30.06.2024, um Erlaubnisverfah-
ren nach § 2 mit Inkrafttreten des BremSpielhG zu ermdglichen. Die nétigen Zertifizierungs-
verfahren und Sachkundeprifungen bedlrfen organisatorischer und personeller Vorleistun-
gen. So ist etwa auf Grundlage der in § 4b Abs. 2 enthaltenen Erméachtigung eine entspre-
chende Rechtsverordnung zu erarbeiten, die das Nahere zum Sachkundepriufungsverfahren
und den entsprechenden Inhalten regelt. Die Schulungen selbst missen organisiert, angekin-
digt und durchgefiihrt werden. Dieser Aufwand ist erheblich. Es ware unverhaltnismafig, Spiel-
hallenerlaubnisse abzulehnen, wenn die Schulungs- oder Sachkundenachweise nur deswe-
gen nicht beigebracht werden kénnen, weil die Schulungen oder Sachkundeprifungen nicht
absolviert werden konnten. Das gilt entsprechend fir die vorgeschriebene Zertifizierung. Bei
dieser kommt noch hinzu, dass zunachst auch noch die Zertifizierungsstellen bei der DAkkS
akkreditiert werden mussen. Die Ubergangsregelung befreit die spielhallenbetreibenden Per-
sonen nicht auf Dauer von der Sachkundeprifungspflicht und von der Verpflichtung, ihr Per-
sonal schulen zu lassen. Das wird durch Absatz 2 Satz 2 deutlich. Den betreibenden Personen
wird faktisch ein ,Aufschub® fur die Erbringung der entsprechenden Nachweise gewahrt. Die
Rechtsfolge, dass die Erlaubnis am 01.08.2024 erlischt, wenn die Nachweise nicht bis zum
30.06.2024 beigebracht werden, erfolgt unter der Zielsetzung, dass es nicht einem Widerrufs-
verfahren Uberlassen bleiben soll, wenn die Betreiber:innen trotz Einrdumens der Ubergangs-
frist, ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Dies macht zudem auch die Bedeutung der
Zertifizierungs- und Sachkundeprifungspflicht deutlich.

Zu Absatz 6:

Absatz 6 erklart die Ubergangsregelungen des § 11 des bisher geltenden BremSpielhG fiir
weiter anwendbar, sofern der Antrag auf Erteilung einer Spielhallenerlaubnis nach bisherigem
Recht vor dem 01.07.2017 gestellt, Uber den Antrag bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
jedoch noch nicht bestandskraftig entschieden wurde.

Zu Artikel 2:

Artikel 2 dient der Anpassung der in § 8 Abs. 2 des Bremischen Gaststattengesetzes enthal-
tenen Verweise an die Anderungen des BremSpielhG.
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Zu Artikel 3:

Die Anderungen im BremGIuG sind erforderlich, um einen Gleichlauf mit den Anderungen des
BremSpielhG herzustellen. Aulerdem wird eine Regelung zu Beschrankung von Werbung flr
Sportwetten und Pferdewetten im 6ffentlichen Raum eingeflgt.

Zu Nummer 1:

§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BremGIUG ist vor dem Hintergrund eingefiigt worden, dass es
sich bei Veranstaltern und Vermittlern von Gliicksspielen um Verpflichtete nach dem Gesetz
Uber das Aufsplren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwaschegesetz — GwG) han-
delt und zwar vor dem Hintergrund, dass in dem Bereich ein besonderes Geldwascherisiko
besteht. Diesem soll bereits im Vorhinein durch das Erfordernis des Nachweises der rechtma-
Rigen Herkunft der fir die Veranstaltung oder Vermittlung des Gliicksspiels erforderlichen Mit-
tel im Erlaubnisverfahren begegnet werden. Ein besonderes Geldwascherisiko im Bereich
Glucksspiel besteht nach der Einschatzung des Bundesgesetzgebers allerdings nicht ohne
Ausnahme.

So sind gem. § 2 Absatz 1 Nummer 15 Buchstabe ¢ GwG Lotterien, fur die die Veranstalter
und Vermittler Gber eine glicksspielrechtliche Erlaubnis der in Deutschland jeweils zustandi-
gen Behorde verfligen, von der Verpflichtung nach dem Geldwaschegesetz ausgenommen.

In der Gesetzesbegriindung (BT-Drs. 17/11555) heildt es dazu:

.Lotterien, die Uber eine staatliche Erlaubnis verfliigen, werden, soweit die Teilnahme
terrestrisch ausgestaltet ist und angeboten wird, nach MalRgabe von Artikel 2 Absatz 2
der Vierten Geldwascherichtlinie aus dem Anwendungsbereich herausgenommen.
Dies umfasst die Lotterien der Landeslotterien des Deutschen Lotto- und Totoblocks,
die Klassenlotterien der Gemeinsamen Klassenlotterien der Lander sowie die Ge-
winnsparlotterien im Sinne des dritten Abschnitts des Ersten Glicksspielanderungs-
staatsvertrages. Diesen Lotterien ist ein nur sehr geringes Geldwascherisiko aufgrund
der generellen Natur dieses Gliicksspiels gemeinsam. Dabei sind die Besonderheiten
zu Spielturnus, Einsatzhéhe, Gewinnwahrscheinlichkeit und Manipulationswahrschein-
lichkeit besonders zu berticksichtigen: So finden beispielsweise die nationalen Lotto-
ziehungen zwei Mal pro Woche statt (derzeitig Mittwoch und Samstag). Sie weisen
damit eine vergleichsweise geringe Umlaufgeschwindigkeit auf. Die Gewinneinsatze
sind fest und betragsmafig begrenzt. Auch zusatzliche Lotterieoptionen wie beispiels-
weise Spiel 77 oder Super 6 sind im Betrag begrenzt und zeitlich an die staatliche
Lottoziehung geknupft.

Die Gewinnwahrscheinlichkeit ist sehr gering und liegt hinsichtlich des jeweiligen
Hochstgewinns bei 1:139 838 160. Dabei kann es vorkommen, dass der Hauptgewinn
mit weiteren Personen geteilt werden muss.

Auch wenn bestimmte Geldwaschetechniken wie beispielsweise eine Manipulation des
Spielablaufs nicht ausgeschlossen werden kann, wird durch die staatliche Ausflihrung
der Lotterien ein hohes Schutzniveau gewahrleistet.

[...]

Terrestrisch angebotene Lotterien sind damit von den geldwascherechtlichen Ver-
pflichtungen ausgenommen. Dies umfasst auch die Lottoannahmestellen.”
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Nicht nach dem Geldwaschegesetz Verpflichtete sind in der Konsequenz auch von dem Erfor-
dernis, die RechtmaRigkeit ihrer Mittel im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nachzuweisen, zu
befreien, um dieser Bewertung des Bundesgesetzgebers hinsichtlich der Geldwaschegefahr
gerecht zu werden. Die Notwendigkeit, die Erlaubnis an den Nachweis der RechtmaRigkeit der
Mittel zu knupfen, besteht in diesen Fallen nicht.

Zu Nummer 2:

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des § 5a Abs. 3 Nr. 2a, die sich auf Wett-
vermittlungsstellen beschrankt hat. Auf die Begriindung zu der Regelung des bisherigen § 5a
Abs. 3 Nr. 2a wird Bezug genommen (Drucksache 20/104, S. 23). Die Neuregelung in § 3a
zielt darauf ab, Uber die bisherige Regelung hinaus das Aufstellen und Zuganglichmachen von
Geraten, die darauf ausgerichtet sind, Spielern die selbstéandige Teilnahme an Glicksspiel zu
ermdglichen, generell zu verbieten. Die Regelung orientiert sich an § 5b Landesglicksspiel-
gesetz Rheinland-Pfalz. Die entsprechende Begriindung (Drucksache 16/4671, S. 19) zu die-
ser Regelung wird sich zu eigen gemacht:

s[Durch die Regelung] soll verhindert werden, dass Geréte dieser Art an anderen — im
Gesetz bislang nicht genannten — Orten wie etwa Tankstellen oder Kaufhdusern auf-
gestellt oder zugénglich gemacht werden, da eine solche Entwicklung dem gesetzli-
chen Auftrag aus § 1 S. 1 Nr. 2 GIiiStV [2021] zur Begrenzung des Gliicksspielange-
bots widerspréche. Gliicksspiele sollen aus Jugend- und Spielerschutzgriinden nicht
zu einem ubiquitdren Gut des tdglichen Lebens werden. Zwar besteht im Hinblick auf
das Gliicksspielangebot im Internet grundsétzlich jederzeit und mithilfe mobiler Endge-
réte auch lberall die Méglichkeit, an Gliicksspielen teilzunehmen. Dennoch sollen dar-
tber hinaus nicht zusétzliche Anreize zum Gliicksspiel geboten werden, indem von
Dritten Geréte zur Verfligung gestellt werden, deren Zweck darin besteht, Spielern eine
selbststandige Spielteilnahme zu ermdglichen. Ein Offentliches Aufstellen oder Zu-
génglichmachen der Geréte liegt vor, wenn sich die Geréte an einer Ortlichkeit befin-
den, zu der grundsétzlich jedermann Zugang hat. (...) Erfasst werden Selbstbedie-
nungsterminals, an denen Spieler nach Bezahlung — etwa durch Miinzeinwurf — Wetten
selbst platzieren oder an Lotterien teilnehmen kénnen. Erfasst werden aullerdem sons-
tige Geréte wie zum Beispiel Personalcomputer, wenn sie darauf ausgerichtet sind, die
Teilnahme am Gliicksspiel zu erméglichen. Offentlich zugéngliche Computer mit Inter-
netanschluss sind nicht bereits deshalb auf die Spielteilnahme ,ausgerichtet”, weil
durch Aufruf entsprechender Webseiten von Gliicksspielanbietern eine Spielteilnahme
moglich ist. Erforderlich ist vielmehr, dass die Webseite eines bestimmten Sportwettan-
bieters als Startseite festgelegt ist oder der Benutzer durch entsprechende Einstellun-
gen des Geréts zu dem Sportwettangebot eines Anbieters unmittelbar oder (iber Pass-
wérter, PIN-Codes oder dhnliches hingefiihrt wird. Nicht verboten sind Tippschein-Ter-
minals in Lotto-Annahmestellen. Geréte dieser Art dienen dem Kunden lediglich als
LJAusftillhilfe®, ersetzen aber nicht den Gang zur Kasse, wo der Kunde erst durch Ver-
mittlung des Annahmestellenpersonals am Gllicksspiel teilnimmit.

Satz 2 stellt klar, dass das Verbot von Geréten zur selbststdndigen Teilnahme am
Glicksspiel nicht fiir zugelassene Geld- oder Warenspielgeréte mit Gewinnméglichkeit
gilt. Diese Klarstellung ist geboten, weil Geld- oder Warenspielgeréte unter die nach
Satz 1 verbotenen Geréte subsumiert werden kénnten, denn Spieler an Gewinnspiel-
geréten nehmen selbststandig am Gliicksspiel teil.”
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Die Regelung erfasst auch Gerate, die elektronische Zahlungsmethoden anbieten sowie virtu-
elle Automatenspiele (§ 22a GluStV 2021), Online Poker (§ 22c GIGStV 2021) oder Online
Casinospiele (§ 22c GluStV 2021) anbieten oder zuganglich machen.

Fir Spielhallen und Gaststatten gilt ein entsprechendes Verbot bereits gemal § 6 Nr. 9 des
geltenden BremSpielhG (bzw. Uber den Verweis hierauf in § 8 BremGastG).

Zu Nummer 3:

Mit der Regelung in Ziffer 3 lit a. aa) wird die bestehende Mindestabstandsregelung zwischen
Wettvermittlungsstellen und Schulen von bisher 250 Metern auf 500 Meter ausgeweitet. Die
Regelung entspricht der Regelung in § 2 Abs. 2 Nr. 5 BremSpielhG. Auf die hierzu erfolgten
Ausflihrungen wird Bezug genommen. Durch die Regelung in Ziffer 3 lit. a. bb) wird die beste-
hende Mindestabstandsregelung zwischen Wettvermittlungsstellen untereinander zudem auf
Spielhallen ausgeweitet. Bei der Erweiterung handelt es sich um eine spiegelbildliche Rege-
lung zu der in § 2 Abs. 2 Nr. 4b BremSpielhG neu getroffenen Regelung. Auf die vorherigen
Ausflhrungen wird Bezug genommen.

Die Regelung in lit. a) dd) dient den Zielen des Jugend- und Spielerschutzes sowie der Sucht-
pravention (§ 1 S. 1 Nr. 1 und 3 GIUStV 2021). Nach Abs. 2 Nr. 5 darf die Erlaubniserteilung
nur erfolgen, wenn Betreiber:innen von Wettvermittlungsstellen sicherstellen, dass Personen
erst nach Vollendung des 21. Lebensjahres Zutritt zu der Wettvermittlungsstelle ermdglicht
wird. Die Vorschrift beruht auf den gleichen Erwégungen, wie die Anderung des § 3 Brem-
SpielhG.

Die Regelung in § 5a Abs. 3 Nr. 2a ist vor dem Hintergrund der in § 3a eingefligten Regelung
nicht mehr erforderlich bzw. findet sich nun in § 3a.

Mit der Regelung in Ziffer 3 lit.c). soll sichergestellt werden, dass Werbung von Wettvermitt-
lungsstellen entfernt wird, deren Betrieb aufgegeben worden ist. Dazu gehort z.B. die Aul3en-
beschilderung, Leuchtreklame, Aufsteller oder die Beklebung der Scheiben. Diese Pflicht soll
sich kinftig unmittelbar aus dem BremGIUG ergeben, so dass in Einzelfallen Betreiber:innen
nicht durch eine Ansprache oder individuelle Verfigung zum Entfernen der Werbung verpflich-
tet werden mussen. Die Bestimmung zielt darauf ab, Werbung fir Sportwetten im 6ffentlichen
Raum zu begrenzen und einen Gewdhnungseffekt zu verhindern.

Die Regelung in lit. d) entspricht § 5 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 4 und 5 GIUStV 2021 und gestaltet
diese naher aus. Das Verbot der Werbung im 6ffentlichen Raum, insbesondere durch Plakate,
dient insbesondere dem Schutz Minderjahriger und vergleichbar gefahrdeter Personen, da
diese sich dieser Form der Werbung flr besonders gefahrliches Gliicksspiel nicht entziehen
kénnen und ihr demnach schutzlos ausgeliefert sind. Der auch durch Mindestabstandsregeln
zu Schulen bezweckte Schutz Minderjahriger und Heranwachsender wirde durch Plakatwer-
bung im 6ffentlichen Raum konterkariert werden.

Zu Nummer 4:

Der neu eingefugte § 5b enthalt Regelungen zum Auswahlverfahren fur konkurrierende Be-
treiber:innen von Bestandsbetrieben.

Absatz 1 enthalt zunachst eine Regelung zur Auflésung von Konkurrenzsituationen, an denen
ausschlief3lich Betreiber:innen von Wettvermittlungsstellen beteiligt sind. Danach ist zu Guns-
ten desjenigen Antragstellers zu entscheiden, der in der betreffenden Stadtgemeinde insge-
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samt die geringere Anzahl an Wettvermittlungsstellen beantragt hat oder bereits erlaubt be-
treibt. Die Regelung zielt darauf ab, dass eine gleichmafige Verteilung der moglichen Stand-
orte zwischen den verschiedenen Veranstaltern erreicht werden kann. Erst bei zahlenmafiger
Gleichheit findet die Auswahl zur Auflésung der Konkurrenzsituation per Losentscheid statt,
sofern keine Gberwiegenden Sachgriinde eine Entscheidung vorgeben.

Absatz 2 enthalt eine dem § 2a Abs. 6 entsprechende Kollisionsregel fir Konstellationen, in
denen Wettvermittlungsstellen oder Spielhallen jeweils erstmals einen Antrag auf Erteilung
einer Erlaubnis stellen und die jeweilige Abstandsregelung einer Erteilung beider Erlaubnisse
entgegensteht. Auf die obige Begrindung wird verwiesen.

Zu Nummer 5:

Die Anderung in Nummer 5 stellt eine Folgeregelung durch das Einfiigen eines neuen § 5b
dar.

Zu Nummer 6:

Mit der Regelung in Nummer 6 werden Ordnungswidrigkeitentatbestande flir die neu einge-
fugten Regelungen im Bereich der Werbung eingefligt und andere Tatbestande vor dem Hin-
tergrund anderer Anderungen angepasst.

Zu Nummer 7:
Nummer 7 sieht eine Neufassung des § 18 vor.

Die Neuregelung, dass zwischen Wettvermittlungsstellen und Spielhallen ein Mindestabstand
einzuhalten ist, erfordert, dass ein Zeitpunkt festgelegt wird, an dem alle spielhallen- und
glicksspielrechtlichen Erlaubnisse im Land Bremen neu zu erteilen sind, sodass die Betrei-
ber:innen gleichberechtigt in die zu treffenden Auswahlentscheidungen fur kinftige Erlaub-
nisse einbezogen werden kénnen. Hieraus folgend sieht der Gesetzesentwurf in § 11 Abs. 2
BremSpielhG vor, dass Erlaubnisse fir Betreiber:innen, die aus Grinden des Vertrauens- und
Bestandsschutzes voribergehend von den erweiterten Regelungen zu Mindestabstanden be-
freit werden, bis zum 30.06.2023 zu befristen sind. Zeitgleich sieht der Entwurf in § 11 Abs. 3
BremSpielhG vor, dass auch Betreiber:innen von Bestandsspielhallen, die tber eine Uber den
30.06.2023 befristete Erlaubnis verfugen, fur den Zeitraum ab dem 01.07.2023 eine neue Er-
laubnis beantragen mussen. Hinsichtlich der Wettvermittlungsstellen ist daher in § 18 Abs. 1
BremGIUG eine entsprechende Regelung eingefiihrt worden, die zum einen den Ubergang bis
zur Auswahlentscheidung zwischen Spielhallen und Wettvermittlungsstellen regelt und zum
anderen vorsieht, dass Erlaubnisse bis zu dem einheitlich bestimmten Stichtag zu befristen
sind. Im Rahmen der erstmaligen Erlaubniserteilung findet demnach der Mindestabstand zu
Spielhallen keine Anwendung und die Erlaubnisse sind bis zum 30.06.2023 zu befristen. Ab-
satz 2 sieht Vorgaben zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung vor und regelt im Einzelnen,
bis wann die vollstdndigen Antragsunterlagen einzureichen sind, dass bis zu einer Entschei-
dung uber die Antrage, die sich auf den Zeitraum nach dem Stichtag beziehen, die bisherigen
Erlaubnisse fortgelten und Antrage, die nach der in Absatz 2 Satz 1 gesetzten Frist eingegan-
gen sind, nachrangig behandelt werden.
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Zu Artikel 4:

Nach § 3a Abs. 2 des Gesetzes Uber die Zulassung einer 6ffentlichen Spielbank wird das
Mindestalter zum Aufenthalt in der Spielbank von 18 auf nunmehr 21 Jahre angehoben. Die
Regelung dient den Zielen des Jugend- und Spielerschutzes sowie der Suchtpravention (§ 1
S. 1 Nr. 1 und 3 GIiStV 2021) und beruht auf den gleichen Erwagungen, wie die Anderung
des § 3 BremSpielhG.

Zu Artikel 5:
Artikel 5 regelt das Inkrafttreten.
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STAND: 29-064.05.2022

Anlage 4

Synopse zum Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und gliicksspielrechtlicher Vorschriften im Land Bremen an den Gliicks-

spielstaatsvertrag 2021

Anderung des Bremischen Spielhallengesetzes

Bremisches Spielhallengesetz

Bremisches Spielhallengesetz
(Neufassung)

§1

Spielhallengewerbe

Ein Spielhallengewerbe Ubt aus, wer gewerbsmafig eine Spielhalle o-
der ein ahnliches Unternehmen betreibt, das ausschlie3lich oder tber-
wiegend der Aufstellung von Spielgeraten im Sinne von § 33c Absatz 1
Satz 1 der Gewerbeordnung oder der Veranstaltung anderer Spiele im
Sinne von § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung dient.

§2

Erlaubnis

(1) Wer ein Spielhallengewerbe ausiiben will, bedarf der Erlaubnis. Die
Erlaubnis wird fiir eine Dauer von bis zu fiinf Jahren erteilt.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die
zum Betrieb einer Spielhalle erforderliche Zuverlassigkeit nicht
besitzt,

2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Raume wegen ihrer
Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen oder
den Anforderungen dieses Gesetzes nicht genligen,

§1

Spielhallengewerbe

Ein Spielhallengewerbe Ubt aus, wer gewerbsmaRig eine Spielhalle o-
der ein ahnliches Unternehmen betreibt, das ausschlie3lich oder tber-
wiegend der Aufstellung von Spielgeraten im Sinne von § 33c Absatz 1
Satz 1 der Gewerbeordnung oder der Veranstaltung anderer Spiele im
Sinne von § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung dient.

§2

Erlaubnis

(1) Wer ein Spielhallengewerbe ausiiben will, bedarf der Erlaubnis. Die
Erlaubnis wird fiir eine Dauer von bis zu funf Jahren erteilt.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die
zum Betrieb einer Spielhalle erforderliche Zuverlassigkeit nicht
besitzt,

2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Raume wegen ihrer
Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen oder
den Anforderungen dieses Gesetzes nicht genuigen,



3. der Betrieb des Gewerbes eine Gefdhrdung der Jugend, eine

UbermaRige Ausnutzung des Spieltriebs oder eine nicht zumut-
bare Belastigung einer im oOffentlichen Interesses bestehenden
Einrichtung befirchten lasst,

eine Spielhalle einen Mindestabstand von 250 Metern Luftlinie
zu einer Spielhalle unterschreitet,

eine Spielhalle in baulichem Verbund mit einer oder mehreren
Spielhallen oder Wettvermittlungsstellen steht, insbesondere in
einem gemeinsamen Gebaude oder Gebdudekomplex unterge-
bracht wird oder

ein Sozialkonzept gemaR § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 nicht
vorgelegt wird.

der Betrieb des Gewerbes eine Gefdhrdung der Jugend, eine
UbermaRige Ausnutzung des Spieltriebs oder eine nicht zumut-
bare Belastigung einer im 6ffentlichen Interesses bestehenden
Einrichtung befirchten lasst,

eine Spielhalle einen Mindestabstand von 250 500 Metern Luft-
linie zu

a) einer anderen Spielhalle oder

b) einer Wettvermittlungsstelle im Sinne des § 3 Absatz
6 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 vom 29. Oktober 2020
(Brem.GBI. 2021 S. 308),

unterschreitet,

eine Spielhalle einen Mindestabstand von 500 Metern Luftli-
nie zu einer Schule in 6ffentlicher oder freier Tragerschaft
der Schularten des § 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b
und c sowie Nummer 2 des Bremischen Schulgesetzes oder
einer Schule fiir Gesundheitsfachberufe unterschreitet,

eine Spielhalle in baulichem Verbund mit einer oder mehreren
Spielhallen oder Wettvermittlungsstellen steht, insbesondere in
einem gemeinsamen Gebaude oder Gebaudekomplex unterge-
bracht wird, eder

ein Sozialkonzept gemal § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 nicht
vorgelegt wird-,

. fiir die Spielhalle kein Zertifikat nach § 4a vorgelegt wird,

. weder fiir die antragstellende noch fiir eine mit der Leitung

der Spielhalle beauftragte Person die Bescheinigung einer



(3) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum
Schutze der Gaste oder der Allgemeinheit, insbesondere vor verhaltens-
bedingten erheblichen Belastigungen, erforderlich ist. Unter denselben
Voraussetzungen ist auch die nachtragliche Aufnahme, Anderung und
Erganzung von Auflagen zulassig.

(4) Wird bei juristischen Personen nach Erteilung der Erlaubnis eine an-
dere Person zur Vertretung nach Gesetz, Satzung oder Gesellschafts-
vertrag berufen, so ist dies unverziiglich der zustandigen Behdérde an-
zuzeigen.

(5) Die Erlaubnis erlischt, wenn die Inhaberin oder der Inhaber innerhalb
eines Jahres nach Erteilung den Betrieb nicht begonnen oder seit einem
Jahr nicht mehr ausgelbt hat. Die Fristen kénnen verlangert werden,
wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

bestandenen Sachkundepriifung nach § 4b vorgelegt wird
oder

10. die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle den Zielen
des § 1 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 zuwiderlaufen.

(3) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum
Schutze der Gaste oder der Allgemeinheit, insbesondere vor verhaltens-
bedingten erheblichen Belastigungen, erforderlich ist. Unter denselben
Voraussetzungen ist auch die nachtragliche Aufnahme, Anderung und
Erganzung von Auflagen zulassig.

(4) Wird bei juristischen Personen nach Erteilung der Erlaubnis eine an-
dere Person zur Vertretung nach Gesetz, Satzung oder Gesellschafts-
vertrag berufen, so ist dies unverziiglich der zustéandigen Behoérde an-
zuzeigen.

§ 2a
Auswahlverfahren

(1) Konnen wegen der Regelungen liber den Mindestabstand nach
§ 2 Absatz 2 Nummer 4 oder 5 oder iiber den baulichen Verbund
nach § 2 Absatz 2 Nummer 6 nicht alle beantragten Erlaubnisse
erteilt werden, so entscheidet die zustandige Behorde tiber die Er-
teilung der Erlaubnisse in einem Auswahlverfahren nach MaBRgabe
von Absatz 2 bis 5.

(2) Sind von einer Betreiberin oder einem Betreiber oder von meh-
reren Betreiberinnen oder Betreibern, die verbundene Unterneh-




men im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes oder verbundene Un-
ternehmen desselben tibergeordneten dritten Unternehmens sind,
Erlaubnisse fiir mehrere Spielhallen beantragt, die im Verhaltnis
zueinander nicht den Regelungen tiber den Mindestabstand nach
§ 2 Absatz 2 Nummer 4 oder liber den baulichen Verbund nach § 2
Absatz 2 Nummer 5 entsprechen (konkurrierende Spielhallen), so
fordert die zustindige Behorde die Betreiberin oder den Betreiber
oder die Betreiberinnen oder Betreiber schriftlich auf, ihr innerhalb
eines Monats mitzuteilen, welcher Antrag in das Auswahlverfahren
einbezogen werden soll und welche Antrage zuriickgenommen
werden. Erfolgt eine Mitteilung nach Satz 1 nicht innerhalb der Mo-
natsfrist, so entscheidet die zustindige Behoérde, welcher Antrag
in das Auswahlverfahren einbezogen wird; die iibrigen Antréage
sind abzulehnen.

(3) Die Auswahlentscheidung ist so zu treffen, dass die bei Beach-
tung der Regelungen iiber den Mindestabstand nach § 2 Absatz 2
Nummer 4 und iiber den baulichen Verbund nach § 2 Absatz 2 Num-
mer 5 verbleibende Standortkapazitiat bestmoglich ausgeschopft
wird. Kommen nach Satz 1 mehrere Entscheidungen in Betracht,
so gibt die zustidndige Behorde den Betreibern oder Betreiberinnen
der in das Auswahlverfahren einbezogenen Spielhallen unverziig-
lich schriftlich die Méglichkeit, innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Aufforderung Erklarungen nach Absatz 4 bis 6 abzuge-
ben. In der Aufforderung nach Satz 2 informiert die Behorde uiber
im Rahmen der Auswahlentscheidung konkurrierende Spielhallen
anderer Betreiberinnen oder Betreiber und deren Standorte.

(4) Kommen nach Absatz 3 Satz 1 mehrere Entscheidungen in Be-
tracht, so ist

1. bei Konkurrenz einzelner Spielhallen, die Spielhalle auszu-
wahlen, deren Betreiberin oder Betreiber gegeniiber der zu-
stindigen Behorde erklart, auf die Aufstellung von




a) Gerdten ohne Gewinnmdaglichkeit nach § 3 Ab-
satz 3 Nummer 1 des Vergniigungssteuergeset-
zes,

b) Pool-Billardtischen,

c) TischfuBballspielen,

d) Dartspielgeraten,

e) Internetpldtzen sowie

f) anderen Unterhaltungsgeraten
zu verzichten, und

2. bei Konkurrenz von Gruppen von Spielhallen (Standortkom-
binationen), die Standortkombination auszuwéhlen, bei der
die groRte Anzahl der Betreiberinnen oder Betreiber die Er-
klarung nach Nummer 1 abgibt.

(5) Kommen nach Absatz 3 und 4 mehrere Entscheidungen in Be-
tracht und fiihrt die Betreiberin oder der Betreiber der Spielhalle
oder Dritte, die mit ihr oder ihm oder ihrer oder seiner Firma recht-
lich verbunden sind, eine Gaststéatte im Sinne des § 1 des Bremi-
schen Gaststittengesetzes im gleichen Gebadude oder Gebaude-
komplex oder ist ein solcher Betrieb geplant, so ist bei Konkurrenz
einzelner Spielhallen die Spielhalle auszuwéhlen, deren Betreibe-
rin oder Betreiber gegeniiber der zustandigen Behorde erklart,
dass in der bestehenden oder geplanten Gaststatte auf das Auf-
stellen von Geldspielgerédten verzichtet wird. Bei Konkurrenz von
Standortkombinationen ist die Standortkombination auszuwahlen,
bei der die groRte Anzahl der Betreiberinnen oder Betreiber diese
Erkldrung abgibt.




(6) Liegen in Bezug auf untereinander einzuhaltende Abstandsvor-
schriften konkurrierende Antrage auf die Erteilung einer Erlaubnis
zum Betrieb einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle vor,
so wird die Auswahl zwischen diesen Standorten wie folgt getrof-
fen:

1. Kann im Hinblick auf die Einhaltung des Mindestabstands
lediglich an einem Standort eine Erlaubnis fiir eine Spiel-
halle oder eine Wettvermittlungsstelle erteilt werden, so
findet die Auswahl zur Auflésung der Konkurrenzsitua-
tion per Losentscheid durch die nach dem Bremischen
Gliicksspielgesetz fir Wettvermittlungsstellen zustan-
dige Behorde statt.

2. Konnen im Hinblick auf die Einhaltung des Mindestab-
stands an mindestens zwei oder mehr Standorten Erlaub-
nisse fir Spielhallen oder Wettvermittlungsstellen erteilt
werden, so ist die Auswahl zwischen den Standorten so
zu treffen, dass die Standortkapazitdt im Hinblick auf den
Mindestabstand ausgeschopft wird. Wird die Standortka-
pazitat in mehreren Kombinationen von Standorten er-
reicht, so findet die Auswahl zur Auflosung der Konkur-
renzsituation per Losentscheid durch die nach dem Bre-
mischen Gliicksspielgesetz fiir Wettvermittlungsstellen
zustindige Behorde statt.

§2b
Erléschen der Erlaubnis

Die nach § 2 erteilte Erlaubnis erlischt, wenn
1. die Inhaberin oder der Inhaber innerhalb eines Jahres

nach Erteilung den Betrieb nicht begonnen oder seit ei-
nem Jahr nicht mehr ausgeiibt hat,




2. die Inhaberin oder der Inhaber innerhalb eines Jahres
nach Erteilung den Nachweis liber den Anschluss an das
zentrale, spielformibergreifende Spielersperrsystem
nach § 4c Absatz 2 Satz 2 nicht erbracht hat oder

3. die Inhaberin oder der Inhaber in einem Auswahlverfah-
ren eine Erklarung nach § 2a Absatz 4 oder 5 abgegeben
hat und entgegen dieser Erkldrung

a. einin § 2a Absatz 4 Nummer 1 genanntes Gerat auf-
stellt oder

b. in einem gemeinsamen Gebaude oder Gebaudekom-
plex eine Gaststétte im Sinne des § 1 des Bremischen
Gaststattengesetzes betreibt oder durch Dritte, die
mit ihr oder ihm oder ihrer oder seiner Firma rechtlich
verbunden ist, betreiben lasst und in dieser Gast-
stitte Geldspielgerate aufstellt oder aufstellen lasst.

Die Fristen nach Satz 1 Nummer 1 kénnen auf Antrag verlangert
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

) §3
Uberprifung der Volljahrigkeit

Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle stellt durch eine Kon-
trolle des amtlichen Ausweises oder eine vergleichbare Identitatskon-
trolle vor Gewahrung des Zutritts sicher, dass Minderjahrige keinen Zu-
tritt haben.

§3
Uberpriifung derVolljihrigkeit des Mindestalters zum Betreten ei-
ner Spielhalle

Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle stellt durch eine Kon-
trolle des amtlichen Ausweises oder eine vergleichbare Identitatskon-
trolle vor Gewéahrung des Zutritts sicher, dass Minderjdhrige Perso-
nen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben keinen Zu-
tritt haben.




§4
Spielerschutz

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle ist verpflichtet, die
Spielerinnen und Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel anzuhal-
ten und der Entstehung von Spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck
hat sie oder er

1.

ein Sozialkonzept zu entwickeln, in dem dargelegt wird, mit wel-
chen MaRnahmen den sozialschadlichen Auswirkungen des
Spiels vorgebeugt werden soll und wie diese behoben werden
sollen,

die fur die Umsetzung des Sozialkonzepts verantwortlichen Per-
sonen zu benennen,

das Personal der Spielhalle vom Spiel auszuschlieRen und re-
gelmaRig in der Fruherkennung problematischen und pathologi-
schen Spielverhaltens fachkundig schulen zu lassen,

vor Ablauf der ersten drei Monate eines Jahres gegenuber der
zustandigen Behorde uber die im Vorjahr getroffenen Mal3nah-
men zur Umsetzung des Sozialkonzepts zu berichten und Nach-
weise Uber die Schulung des Personals zu erbringen und

eine Spielersperrliste zu fihren, die Identitédt samtlicher Spiele-
rinnen und Spieler vor Spielbeginn anhand eines amtlichen Aus-
weises mit der Spielersperrliste abzugleichen und Personen, die
eine Aufnahme in die Liste verlangen (freiwillige Selbstsperre),
wahrend des vereinbarten Zeitraums, mindestens flir die Dauer
eines Jahres, vom Spiel auszuschlieRen und dies schriftlich zu
bestatigen.

§4
Spielerschutz

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle ist verpflichtet, die
Spielerinnen und Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel anzuhal-
ten und der Entstehung von Spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck
hat sie oder er

1.

ein Sozialkonzept nach § 6 des Gliicksspielstaatsvertrags
2021 zu entwickeln, in dem dargelegt wird, mit welchen MaRRnah-
men den sozialschadlichen Auswirkungen des Spiels vorge-
beugt werden soll und wie diese behoben werden sollen,

2 die fiir-die U es. Soziall | ewortlic]

Personen-zu-benennen;

das Personal der Spielhalle vom Spiel auszuschlieen und vor
dem ersten Einsatz sowie anschlieBend alle zwei Jahre re-
gelmalig in der Friiherkennung problematischen und patholo-
gischen Spielverhaltens fachkundig schulen zu lassen,

vor Ablauf der ersten drei Monate eines Jahres gegenuber der
zustandigen Behorde uber die im Vorjahr getroffenen Mal3nah-
men zur Umsetzung des Sozialkonzepts anhand des von der
zustidndigen Behorde zur Verfiigung gestellten Vordrucks
zu berichten und Nachweise Uber die Schulung des Personals
zu erbringen.-und




(2) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle hat tiber die Such-
trisiken der von ihr oder ihm angebotenen Spielgerate mit Gewinnmdg-
lichkeit und anderen Spielen mit Gewinnmdglichkeit, das Verbot der
Teilnahme Minderjahriger und Méglichkeiten der Beratung und Therapie
aufzuklaren. Sie oder er hat Informationsmaterial Uber die Risiken des
UbermaRigen Spielens und Informationen zu Angeboten und Kontakt-
daten von qualifizierten Beratungsstellen sichtbar auszulegen sowie auf
eine Telefonberatung mit einer einheitlichen Telefonnummer hinzuwei-
sen.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber hat den Spielern vor der Spielteil-
nahme die spielrelevanten Informationen zur Verfliigung zu stellen.
Spielrelevante Informationen sind insbesondere

1. alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,

2. die Hohe aller Gewinne,

3. wann und wo alle Gewinne verd6ffentlicht werden,

4. der Prozentsatz der Auszahlungen fir Gewinne vom Einsatz
(Auszahlungsquote),

5. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrscheinlichkeiten,
6. das Verfahren nach dem der Gewinner ermittelt wird, insbeson-
dere die Information Giber den Zufallsmechanismus, der der Ge-

nerierung der zufallsabhangigen Spielergebnisse zugrunde liegt,

7. den Namen der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers
sowie ihre oder seine Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail, Telefon),

8. die Handelsregisternummer,

(2) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle hat tiber die Such-
trisiken der von ihr oder ihm angebotenen Spielgerate mit Gewinnmag-
lichkeit und anderen Spielen mit Gewinnmdglichkeit, das Verbot der
Teilnahme Minderjahriger von Personen, die das 21. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben und Mdglichkeiten der Beratung und The-
rapie aufzuklaren. Sie oder er hat Informationsmaterial tiber die Risiken
des ubermaRigen Spielens und Informationen zu Angeboten und Kon-
taktdaten von qualifizierten regionalen Beratungsstellen sichtbar aus-
zulegen sowie auf eine Telefonberatung mit einer einheitlichen Telefon-
nummer hinzuweisen.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber hat den Spielern vor der Spielteil-
nahme die spielrelevanten Informationen zur Verfligung zu stellen.
Spielrelevante Informationen sind insbesondere

1. alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,

2. die Hohe aller Gewinne,

3. wann und wo alle Gewinne vero6ffentlicht werden,

4. der Prozentsatz der Auszahlungen fir Gewinne vom Einsatz
(Auszahlungsquote),

5. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrscheinlichkeiten,
6. das Verfahren nach dem der Gewinner ermittelt wird, insbeson-
dere die Information Uiber den Zufallsmechanismus, der der Ge-

nerierung der zufallsabhangigen Spielergebnisse zugrunde liegt,

7. den Namen der Erlaubnisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers
sowie ihre oder seine Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail, Telefon),

8. die Handelsregisternummer,



9. wie die Spielerin oder der Spieler Beschwerden vorbringen kann
und

10. das Datum der erteilten Erlaubnis.

(4) Wahrend der Offnungszeiten muss ausreichendes Aufsichtsperso-
nal dauerhaft anwesend sein.

(5) Die Raume einer Spielhalle miissen geeignet sein, das Entstehen
von Gliicksspielsucht zu verhindern, insbesondere muss das Aufsichts-
personal von seinem regelmafliigen Aufenthaltsort aus, auch unter Zu-
hilfenahme technischer Einrichtungen, alle Spielgerate einsehen und
Spieler beobachten kdénnen.

(6) Die Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa wird ermachtigt
durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen an ein Sozialkonzept
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, Giber die Anerkennung von Schulungs-
angeboten nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und Uber die Gestaltung
von Raumen nach Absatz 5 zu regeln.

9. wie die Spielerin oder der Spieler Beschwerden vorbringen kann
und

10. das Datum der erteilten Erlaubnis.

(4) Wahrend der Offnungszeiten muss ausreichendes Aufsichtsperso-
nal dauerhaft anwesend sein.

(5) Die Raume einer Spielhalle miissen geeignet sein, das Entstehen
von Gliicksspielsucht zu verhindern, insbesondere muss das Aufsichts-
personal von seinem regelmafligen Aufenthaltsort aus, auch unter Zu-
hilfenahme technischer Einrichtungen, alle Spielgerate einsehen und
Spieler beobachten kénnen.

(6) Die Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa wird erméchtigt
durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen an ein Sozialkonzept
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, Gber die Anerkennung von Schulungs-
angeboten nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und Uber die Gestaltung
von Raumen nach Absatz 5 zu regeln.

§4a
Zertifizierung durch Priifungsorganisationen

(1) Spielhallen sind vor Betriebsbeginn durch die spielhallenbe-
treibende Person zertifizieren zu lassen. Die Zertifizierung erfolgt
ausschlieBlich durch nach Absatz 3 akkreditierte Priiforganisatio-
nen. Fiir eine Spielhalle darf ein Zertifikat nur erteilt werden, wenn
die antragstellende Person oder bei wiederholter Zertifizierung die
spielhallenbetreibende Person gewahrleistet, dass

1. ein Sozialkonzept, welches die Mindestvoraussetzungen
des § 6 Abs—2 GliStVAbsatz 2 des Gliicksspielstaatsver-
trags 2021 erfiillt, entwickelt und umgesetzt wird,
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2. sie oder eine mit der Leitung der Spielhalle beauftragte Per-
son die Sachkundepriifung nach § 4b bestanden hat,

3. das Personal gemiaR § 4 Absatz 1 Nummer 2 in der Friiher-
kennung problematischen und pathologischen Spielverhal-
tens fachkundig geschult ist,

4. mindestens eine Person vor Ort in der Spielhalle die Auf-
sicht fiihrt und

5. die Spielenden durch entsprechendes Informationsmaterial
auf die Moglichkeit zu einer miindlich oder schriftlich zu be-
antragenden Selbstsperre hingewiesen werden und das In-
formationsmaterial den Spielenden in der Spielhalle leicht
zuganglich ist.

(2) Die Zertifizierung nach Absatz 1 ist in regelméRigen Absténden,
mindestens alle zwei Jahre, zu wiederholen. Die spielhallenbetrei-
bende Person hat nach jeder Zertifizierung das erteilte Zertifikat
unverziiglich der zustindigen Behorde vorzulegen. Wird ein nach
Absatz 1 erteiltes Zertifikat entzogen, so hat die Priiforganisation
dies der zustandigen Behoérde unverziiglich mitzuteilen.

(3) Priiforganisationen sind zur Erteilung von Zertifikaten nach Ab-
satz 1 berechtigt, wenn sie hinsichtlich der zur Beurteilung der dort
genannten Kriterien erforderlichen Sachkunde und ihrer organisa-
torischen, personellen und finanziellen Unabhéngigkeit von spiel-
hallenbetreibenden und automatenaufstellenden Personen sowie
deren Interessenverbanden durch die Deutsche Akkreditierungs-
stelle geman ISO/IEC 17065 akkreditiert sind.

(4) Die Zertifizierung lasst die Befugnisse der zustandigen Behorde
unberiihrt.
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§ 4b
Sachkundepriifung

(1) Zweck der Sachkundepriifung ist es, den Nachweis zu erbrin-
gen, dass eine spielhallenbetreibende oder mit der Leitung einer
Spielhalle beauftragte Person die fiir die eigenverantwortliche Aus-
libung eines Spielhallengewerbes erforderlichen Kenntnisse tiber
die dafiir notwendigen rechtlichen Vorschriften und fachbezoge-
nen Pflichten und Befugnisse sowie deren praktische Anwendung
besitzt. Nachzuweisen sind insbesondere Kenntnisse in den Sach-
gebieten des Jugendschutzrechts, der Friiherkennung von auffal-
ligem Spielverhalten und Suchsymptomen sowie von Angeboten
der Suchtberatung und dem Zusammenwirken mit anbieterunab-
hdngigen Einrichtungen der Suchtberatung und Suchthilfe.

(2) Die Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung das Nahere zu den Inhalten der Sachkun-
depriifung und dem Sachkundepriifungsverfahren zu regein.

§4c
Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spielerinnen und Spieler und zur Bekdampfung
der Gliicksspielsucht wird ein zentrales, spielformiibergreifendes
Sperrsystem nach § 23 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 unter-
halten. Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber ist ver-
pflichtet, sich an das System anzuschlieBen und zu diesem Zweck
mit der fiir die Flihrung der Sperrdatei zustandigen Behorde eine
Vereinbarung abzuschlieBen. Der Anschluss an das Sperrsystem
und seine Nutzung sind fiir die Erlaubnisinhaberin oder den Er-
laubnisinhaber kostenpflichtig. Die Hohe der Kosten richtet sich
nach der Preisliste, die Bestandteil der Vereinbarung nach Satz 2
ist.
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§5
Ausgestaltung und Werbung

(1) Eine Spielhalle darf nicht einsehbar sein.

(2) Das auRere Erscheinungsbild einer Spielhalle darf nicht durch Wer-
bung zum Spielen auffordern oder anreizen.

(3) Werbung fiir eine Spielhalle darf sich nicht an Minderjahrige oder an
von Spielsucht Gefahrdete richten. Sie darf nicht irrefihrend sein und
muss deutliche Hinweise auf das Verbot der Teilnahme Minderjahriger,
die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust, die von dem jeweiligen
Spiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfsmdglichkeiten enthalten.

§6
Verbote

Es ist verboten,

1. in Spielhallen alkoholische Getranke auszuschenken,

2. in Spielhallen entgeltlich oder unentgeltlich Speisen anzubieten,
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(2) Der Spielhallenbetrieb darf erst aufgenommen werden, wenn
der Anschluss an das zentrale, spielformiibergreifende Spieler-
sperrsystem erfolgt ist. Der Anschluss nach Satz 1 ist der zustén-
digen Behorde anzuzeigen.

§5
Ausgestaltung und Werbung

(1) Eine Spielhalle darf nicht einsehbar sein.

(2) Das auRere Erscheinungsbild einer Spielhalle darf nicht durch Wer-
bung zum Spielen auffordern oder anreizen.

(3) Werbung fiir eine Spielhalle darf sich nicht an Minderjahrige Perso-
nen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder an von
Spielsucht Gefahrdete richten. Sie darf nicht irrefihrend sein und muss
deutliche Hinweise auf das Verbot der Teilnahme Minderjdhriger von
Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, die
Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust, die von dem jeweiligen
Spiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfsmdglichkeiten enthalten.

§6
Verbote

Es ist verboten,

1. in Spielhallen alkeheolisehe-Getranke-auszuschenken Speisen
und Getranke fiir den Verzehr an Ort und Stelle oder auer
Haus abzugeben, zu verkaufen oder den Konsum mitge-
brachter Speisen und Getréanke zuzulassen,

2 in Spiethall Itlich_od Itlich-Spei
bieten;



10

als Betreiberin oder Betreiber am Spiel teilzunehmen, andere
Personen mit der Spielteilnahme zu beauftragen oder die Spiel-
teilnahme von beschéftigten Personen zu gestatten oder zu dul-
den oder als beschaftigte Person am Spiel teilzunehmen, soweit
nicht im Zulassungsschein oder in der Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung nach § 33e Absatz 1 der Gewerbeordnung Ausnah-
men zugelassen sind,

einer Spielerin oder einem Spieler flir weitere Spiele hinsichtlich
der Hohe der Einsatze Vergunstigungen, insbesondere unent-
geltlichen Spiele, Nachldsse des Einsatzes oder auf den Einsatz
oder dartiber hinausgehende sonstige finanzielle Verguinstigun-
gen, zu gewahren; Freispiele, die wahrend des Spiels gewonnen
werden, bleiben hiervon unberihrt,

als Warengewinn Gegenstande anzubieten, deren Gestehungs-
kosten den Wert von 60 Euro Uiberschreiten,

gewonnene Gegenstande zurlickzukaufen,

einer Spielerin oder einem Spieler neben der Ausgabe von Ge-
winnen Uber die gemaR den §§ 33c und 33d der Gewerbeord-
nung zugelassenen Spielgerate oder anderen Spiele sonstige
Gewinnchancen in Aussicht zu stellen oder Zahlungen oder
sonstige finanzielle Verglinstigungen zu gewahren,

in Spielhallen Wetten abzuschlie3en oder zu vermitteln,

in Spielhallen Gerate aufzustellen oder zu betreiben, an denen
Gliicksspiel im Internet ermdglicht wird,

.in Spielhallen einer Spielerin oder einem Spieler Kredit zu ge-

wahren,
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als Betreiberin oder Betreiber am Spiel teilzunehmen, andere
Personen mit der Spielteilnahme zu beauftragen oder die Spiel-
teilnahme von beschéaftigten Personen zu gestatten oder zu dul-
den oder als beschaftigte Person am Spiel teilzunehmen, soweit
nicht im Zulassungsschein oder in der Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung nach § 33e Absatz 1 der Gewerbeordnung Ausnah-
men zugelassen sind,

einer Spielerin oder einem Spieler flir weitere Spiele hinsichtlich
der Hohe der Einsatze Vergunstigungen, insbesondere unent-
geltlichen Spiele, Nachldsse des Einsatzes oder auf den Einsatz
oder dartiber hinausgehende sonstige finanzielle Verguinstigun-
gen, zu gewahren; Freispiele, die wahrend des Spiels gewonnen
werden, bleiben hiervon unberihrt,

als Warengewinn Gegenstande anzubieten, deren Gestehungs-
kosten den Wert von 60 30 Euro Uberschreiten,

gewonnene Gegenstande zurlickzukaufen,

einer Spielerin oder einem Spieler neben der Ausgabe von Ge-
winnen Uber die gemaR den §§ 33c und 33d der Gewerbeord-
nung zugelassenen Spielgerate oder anderen Spiele sonstige
Gewinnchancen in Aussicht zu stellen oder Zahlungen oder
sonstige finanzielle Verglinstigungen zu gewahren,

in Spielhallen Wetten abzuschlie3en oder zu vermitteln,

in Spielhallen Gerate aufzustellen oder zu betreiben, an denen
Glicksspiel im Internet ermdglicht wird,

in Spielhallen einer Spielerin oder einem Spieler Kredit zu ge-
wahren oder die Kreditgewahrung durch andere zu dulden,



11.in einer Spielhalle Geldausgabeautomaten und andere Geréte
aufzustellen, bereitzuhalten oder zu dulden, mit deren Hilfe sich
die Gaste einer Spielhalle Bargeld beschaffen kénnen,

12.in Spielhallen Dienste nach § 1 Absatz 2 und 10 Nummer 4, 6
und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes anzubieten, zu
betreiben oder zu dulden,

13. in einer Spielhalle erkennbar Spielslichtige am Spiel teilnehmen
zu lassen oder

14.im Fernsehen, im Internet sowie iber Telekommunikationsanla-
gen fur Spielhallen zu werben.

§7
Auskunft und Nachschau

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle hat den zustéandi-
gen Behdrden die fir die Durchfiihrung dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen.

(2) Die von der zustandigen Behérde mit der Uberwachung des Betrie-
bes beauftragten Personen sind befugt, zum Zwecke der Uberwachung
Grundstiicke und Geschéaftsrdume der oder des Auskunftspflichtigen
wahrend der Ublichen Geschéaftszeit zu betreten, dort Prifungen und
Besichtigungen vorzunehmen, sich die geschaftlichen Unterlagen vor-
legen zu lassen und in diese Einsicht zu nehmen. Der oder die Aus-
kunftspflichtige hat die MaRnahmen nach Satz 1 zu dulden. Zur Verhi-
tung dringender Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung
kénnen die Grundstiicke und Geschéftsraume tagsiuber auch auerhalb
der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsiber auch dann betreten wer-
den, wenn sie zugleich Wohnzwecken der oder des Betroffenen dienen;
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschranki.
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10. in einer Spielhalle Geldausgabeautomaten und andere Gerate
aufzustellen, bereitzuhalten oder zu dulden, mit deren Hilfe sich
die Gaste einer Spielhalle Bargeld beschaffen kénnen,

11. in Spielhallen Dienste nach § 1 Absatz 2 und 40 § 2 Absatz 1
Nummer 4, 6 und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an-
zubieten, zu betreiben oder zu dulden,

12. in einer Spielhalle erkennbar Spielstichtige am Spiel teilnehmen
zu lassen oder

13. im Fernsehen, im Internet sowie Uber Telekommunikationsanla-
gen fur Spielhallen zu werben.

§7
Auskunft und Nachschau

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Spielhalle hat den zustandi-
gen Behdrden die fir die Durchfiihrung dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen.

(2) Die von der zustandigen Behérde mit der Uberwachung des Betrie-
bes beauftragten Personen sind befugt, zum Zwecke der Uberwachung
Grundstiicke und Geschéaftsrdume der oder des Auskunftspflichtigen
wahrend der Ublichen Geschéftszeit zu betreten, dort Prifungen und
Besichtigungen vorzunehmen, sich die geschaftlichen Unterlagen vor-
legen zu lassen und in diese Einsicht zu nehmen. Der oder die Aus-
kunftspflichtige hat die MaRnahmen nach Satz 1 zu dulden. Zur Verhi-
tung dringender Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung
kénnen die Grundstiicke und Geschaftsraume tagsiiber auch auRerhalb
der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsiiber auch dann betreten wer-
den, wenn sie zugleich Wohnzwecken der oder des Betroffenen dienen;
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschranki.



(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen
derin § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeich-
neten Angehdrigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz lber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wirden.

§8
Anwendbarkeit der Gewerbeordnung und des Gliicksspielstaats-
vertrags

(1) Auf das den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegende Spielhal-
lengewerbe finden die Vorschriften der Gewerbeordnung und der hierzu
erlassenen Rechtsverordnungen Anwendung, soweit nicht in diesem
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes oder im Gliicksspielstaatsver-
trag vom 15. Dezember 2011 (Brem.GBI. 2012 S. 241) (Glicksspiel-
staatsvertrag) besondere Bestimmungen getroffen worden sind.

(2) Eine Erlaubnis nach diesem Gesetz schlieft eine Erlaubnis nach
dem Glucksspielstaatsvertrag ein. Ubrige Erlaubniserfordernisse blei-
ben unberihrt.

§9
Befugnisse und zustidndige Behorde

(1) Die zustandige Behoérde kann die zur Einhaltung der §§ 3 bis 7 er-
forderlichen Anordnungen treffen.

(2) Klagen gegen Anordnungen gemal Absatz 1 haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(3) Die Ausfliihrung dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes er-
gangener Rechtsverordnungen obliegt in der Stadtgemeinde Bremen
der Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa als Ortspolizeibehérde
und in der Stadtgemeinde Bremerhaven der Ortspolizeibehérde, soweit

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen
derin § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeich-
neten Angehdrigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz lber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wirden.

§8
Anwendbarkeit der Gewerbeordnung und des Gliicksspielstaats-
vertrags

(1) Auf das den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegende Spielhal-
lengewerbe finden die Vorschriften der Gewerbeordnung und der hierzu
erlassenen Rechtsverordnungen Anwendung, soweit nicht in diesem
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes oder im Gliicksspielstaatsver-

trag 2021 vem-4sPezember 200 - {Eramp G 2012 & 240 (Tl icks-
spielstaatsvertrag)-besondere Bestimmungen getroffen worden sind.

(2) Eine Erlaubnis nach diesem Gesetz schlieRt eine Erlaubnis nach
dem Glicksspielstaatsvertrag 2021 ein. Ubrige Erlaubniserfordernisse
bleiben unberuhrt.

§9
Befugnisse und zustandige Behorde

(1) Die zustandige Behoérde kann die zur Einhaltung der §§ 3 bis 7 er-
forderlichen Anordnungen treffen.

(2) Klagen gegen Anordnungen gemal Absatz 1 haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(3) Die Ausflihrung dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes er-
gangener Rechtsverordnungen obliegt in der Stadtgemeinde Bremen
der Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa als Ortspolizeibehérde

und in der Stadtgemeinde Bremerhaven der-Ortspolizeibehérde dem
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durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes be-
stimmt ist.

(4) Der Senatorin fir Wirtschaft, Arbeit und Europa wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens, insbeson-
dere bei Erteilung, Ricknahme und Widerruf von Erlaubnissen, zu re-
geln.

§10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. ohne die nach § 2 Absatz 1 erforderliche Erlaubnis eine Spiel-
halle betreibt,

2. einer Auflage nach § 2 Absatz 3 nicht, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig nachkommt,

3. die nach § 2 Absatz 4 erforderliche Anzeige nicht oder nicht un-
verzuglich erstattet,

4. entgegen § 3 die Volljahrigkeit nicht prift,

5. entgegen § 4 Absatz 1 seiner Verpflichtung nicht oder nicht voll-
sténdig nachkommt, die Spielerinnen und Spieler zu verantwor-
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von
Spielsucht vorzubeugen, insbesondere ein Sozialkonzept zu
entwickeln, sein Personal zu schulen, Uber die Malnahmen zur
Umsetzung des Sozialkonzepts zu berichten und Nachweise

Magistrat, soweit durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes
nichts anderes bestimmt ist.

(4) Ber Die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens, insbeson-
dere bei Erteilung, Ricknahme und Widerruf von Erlaubnissen, zu re-
geln.

§10
Ordnungswidrigkeiten

Unbeschadet des § 28a des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 han-
delt ordnungswidrig Ordnungswidrig-handelt, wer

1, . ; o
GSI".'e"d'Iel “IaEI' §.|2 ,‘ tbsatz-erforderliche Erlaubnis-eine

1. einer Auflage nach § 2 Absatz 3 nicht, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig nachkommt,

2. die nach § 2 Absatz 4 erforderliche Anzeige nicht oder nicht un-
verzuglich erstattet,

3. entgegen § 3 die-Voljahrigkeit-nichtpriift nicht sicherstellt,

dass Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, keinen Zutritt zu der von ihr oder ihm betriebenen
Spielhalle haben,

4. entgegen § 4 Absatz 1 seiner Verpflichtung nicht oder nicht voll-
standig nachkommt, die Spielerinnen und Spieler zu verantwor-
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Spiel-
sucht vorzubeugen, insbesondere ein Sozialkonzept zu entwi-
ckeln, sein Personal zu-zu schulen zu lassen, Uber die Mal3nah-

_—

men zur Umsetzung des Sozialkonzepts zu berichten und Nach-
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10.

11.

12.

Uber die Schulung des Personals zu erbringen, eine Spieler-
sperrliste zu flhren und freiwillig gesperrte Spielerinnen und
Spieler vom Spiel auszuschlief3en,

entgegen § 4 Absatz 2 seinen Aufklarungspflichten nicht nach-
kommt,

entgegen § 4 Absatz 3 spielrelevante Informationen nicht, nicht
richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig zur Verfligung
stellt,

entgegen § 4 Absatz 4 die dauerhafte Anwesenheit von ausrei-
chendem Aufsichtspersonal nicht sicherstellt,

entgegen § 5 die Vorgaben zur Ausgestaltung der Spielhalle o-
der zur Werbung nicht befolgt,

entgegen § 6 Nummer 1 in Spielhallen alkoholische Getranke
ausschenkt,

entgegen § 6 Nummer 2 in Spielhallen entgeltlich oder unent-
geltlich Speisen anbietet,

entgegen § 6 Nummer 3 als Betreiberin oder Betreiber am Spiel
teilnimmt, andere Personen mit der Spielteilnahme beauftragt o-
der die Spielteiinahme von beschéftigten Personen gestattet o-
der duldet oder als beschaftigte Person am Spiel teilnimmt, so-
weit nicht im Zulassungsschein oder in der Unbedenklichkeits-
bescheinigung nach § 33e Absatz 1 der Gewerbeordnung Aus-
nahmen zugelassen sind,
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weise Uber die Schulung des Personals zu erbringen, eine-Spie-

lersperrliste zu fithren und freiwillig gesperrte Spielerinnen
 Spiel Spiel hlieBen,

entgegen § 4-Absatz 2 § 7 Absatz 1 des Gliicksspielstaats-
vertrags 2021 seinen Aufklarungspflichten nicht nachkommt;-o-
der

6—entgegen-§4-Absatz 3 spielrelevante Informationen nicht,

nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig zur Verfi-
gung stellt,

entgegen § 4 Absatz 4 die dauerhafte Anwesenheit von ausrei-
chendem Aufsichtspersonal nicht sicherstellt,

entgegen § 5 die Vorgaben zur Ausgestaltung der Spielhalle oder

zur Werbung nicht befolgt,

entgegen § 6 Nummer 1 in Spielhallen alkoholische Getranke
ausschenkt,

entgeltlich oder unent-

geltlich Speisen anbietet oder den Konsum mitgebrachter Spei-
sen und Getranke zuldsst,

9. entgegen § 6 Nummer 3 2 als Betreiberin oder Betreiber am Spiel

teilnimmt, andere Personen mit der Spielteilnahme beauftragt e-

der die Spielteilnahme von beschaftigten Personen gestattet
oder-duldet oder als beschaftigte Person am Spiel teilnimmt, so-
weit nicht im Zulassungsschein oder in der Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung nach § 33e Absatz 1 der Gewerbeordnung Ausnah-
men zugelassen sind,



13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

entgegen § 6 Nummer 4 einer Spielerin oder einem Spieler fir
weitere Spiele hinsichtlich der Héhe der Einsatze Vergiinstigun-
gen oder daruber hinausgehende sonstige finanzielle Vergunsti-
gungen gewahrt,

entgegen § 6 Nummer 5 als Warengewinn Gegenstande anbie-
tet, deren Gestehungskosten den Wert von 60 Euro Uberschrei-
ten,

entgegen § 6 Nummer 6 gewonnene Gegenstande zurlickkauft,

entgegen § 6 Nummer 7 einer Spielerin oder einem Spieler ne-
ben der Ausgabe von Gewinnen uber die gemaf den §§ 33c und
33d der Gewerbeordnung zugelassene Spielgerate oder andere
Spiele sonstige Gewinnchancen in Aussicht stellt oder Zahlun-
gen oder sonstige finanzielle Vergiinstigungen gewahrt,

entgegen § 6 Nummer 8 in Spielhallen Wetten abschlie3t oder
vermittelt,

entgegen § 6 Nummer 9 in Spielhallen Gerate aufstellt oder be-
treibt, an denen Gllcksspiel im Internet erméglicht wird,

entgegen § 6 Nummer 10 einer Spielerin oder einem Spieler als
Betreiberin oder Betreiber oder als beschaftigte Personen Kredit
gewahrt oder die Kreditgewahrung durch andere duldet,

entgegen § 6 Nummer 11 in einer Spielhalle Geldausgabeauto-
maten und andere Gerate aufstellt, bereithalt oder duldet, mit de-
ren Hilfe sich die Gaste einer Spielhalle Bargeld beschaffen kén-
nen,

entgegen § 6 Nummer 12 in Spielhallen Dienste nach § 1 Absatz
2 und 10 Nummer 4, 6 oder 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsge-
setzes anbietet, betreibt oder duldet,
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10.

1.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

entgegen § 6 Nummer 4 3 einer Spielerin oder einem Spieler flr
weitere Spiele hinsichtlich der Héhe der Einsatze Verglinstigun-
gen oder daruber hinausgehende sonstige finanzielle Verglinsti-
gungen gewahrt,

entgegen § 6 Nummer 5 4 als Warengewinn Gegenstande anbie-
tet, deren Gestehungskosten den Wert von 60 Euro Gberschrei-
ten,

entgegen § 6 Nummer 6 5 gewonnene Gegenstande zurlickkauft,

entgegen § 6 Nummer 7 6 einer Spielerin oder einem Spieler ne-
ben der Ausgabe von Gewinnen Uber die gemaR den §§ 33c und
33d der Gewerbeordnung zugelassene Spielgerate oder andere
Spiele sonstige Gewinnchancen in Aussicht stellt oder Zahlungen
oder sonstige finanzielle Vergiinstigungen gewahrt,

entgegen § 6 Nummer 8-7 in Spielhallen Wetten abschlie3t oder
vermittelt,

entgegen § 6 Nummer 9-8 in Spielhallen Gerate aufstellt oder
betreibt, an denen Gllcksspiel im Internet ermdglicht wird,

entgegen § 6 Nummer 40 9 einer Spielerin oder einem Spieler als
Betreiberin oder Betreiber oder als beschaftigte Personen Kredit
gewahrt oder die Kreditgewahrung durch andere duldet,

entgegen § 6 Nummer 44 10 in einer Spielhalle Geldausgabeau-
tomaten und andere Gerate aufstellt, bereithalt oder duldet, mit
deren Hilfe sich die Géaste einer Spielhalle Bargeld beschaffen
kénnen,

entgegen § 6 Nummer 42 11 in Spielhallen Dienste nach § 1 Ab-
satz 2 und-10 oder § 2 Absatz 1 Nummer 4, 6 oder 10 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes anbietet, betreibt oder duldet,



22. entgegen § 6 Nummer 13 erkennbar Spielstichtige am Spiel teil-

nehmen lasst,
23. entgegen § 6 Nummer 14 im Fernsehen, im Internet oder uber
Telekommunikationsanlagen fiir eine Spielhalle wirbt,
24. entgegen § 7 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig erteilt, den Zutritt zu den fiir den Betrieb
benutzten Rdume nicht gestattet oder die Einsicht in geschéaftli-
che Unterlagen nicht gewahrt oder
25. den Vorschriften einer aufgrund des § 4 Absatz 6 oder des § 9
Absatz 4 erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung flir einen bestimmten Tatbestand auf
diese BuRgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 kénnen mit GeldbufRRen bis
zu 50 000 Euro geahndet werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 begangen worden, so
kénnen die Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht
oder die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbe-
reitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen
werden. § 23 des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(4) Fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist in der
Stadtgemeinde Bremen die Senatorin fir Wirtschaft, Arbeit und Europa
als Ortspolizeibehérde und in der Stadtgemeinde Bremerhaven die
Ortspolizeibehérde sachlich zustandig.
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19. entgegen § 6 Nummer 43 12 erkennbar Spielsiichtige am Spiel

teilnehmen |&sst,
20. entgegen § 6 Nummer 44 13 im Fernsehen, im Internet oder tiber
Telekommunikationsanlagen fiir eine Spielhalle wirbt,
21. entgegen § 7 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig
oder nicht rechtzeitig erteilt, den Zutritt zu den fiir den Betrieb be-
nutzten Raume nicht gestattet oder die Einsicht in geschéaftliche
Unterlagen nicht gewahrt oder
22. den Vorschriften einer aufgrund des § 4 Absatz 6 oder des § 9
Absatz 4 erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung fir einen bestimmten Tatbestand auf diese
BuRgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 kénnen mit Geldbuf3en bis
zu 500 000 Euro geahndet werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 begangen worden, so
konnen die Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht
oder die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbe-
reitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen
werden. § 23 des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(4) Fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist in der
Stadtgemeinde Bremen die Senatorin fir Wirtschaft, Arbeit und Europa
als Ortspolizeibehdrde und in der Stadtgemeinde Bremerhaven die

Ortspolizeibehérde der Magistrat sachlich zustandig.



§ 11

Ubergangsbestimmungen

(1) Ist fir eine Spielhalle eine Erlaubnis gemal § 33i Absatz 1 Satz 1
der Gewerbeordnung bis zum Ablauf des 19. Mai 2011 erteilt worden,
gilt § 2 Absatz 2 Nummer 6 nicht fir die bestehende Erlaubnis fiir diese
Spielhalle.

(2) Ist fur eine Spielhalle bis zum Ablauf des 19. Mai 2011 eine Erlaubnis
gemal § 33i Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung erteilt worden, hat
die Betreiberin oder der Betreiber die Pflichten gemaR § 4 Absatz 1 und
§ 5 ab dem 1. August 2011 zu erfiillen. Das Sozialkonzept gemaR § 4
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ist in diesem Fall bis zum Ablauf des 31. Jul
2011 vorzulegen.
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§ 11

Ubergangsbestimmungen

(1) Beantragt die Inhaberin oder der Inhaber einer langstens bis
zum 30. Juni 2022 befristeten Erlaubnis nach bisherigem Recht
erstmals nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und vor Ablauf der Be-
fristung der ihr oder ihm erteilten Erlaubnis die Erteilung einer Er-
laubnis nach § 2, gilt die befristete Erlaubnis nach bisherigem
Recht vom Zeitpunkt des Fristablaufs bis zur Entscheidung der zu-
standigen Behorde als fortbestehend. Satz 1 gilt in Fallen, in denen
liber einen Antrag einer Inhaberin oder eines Inhabers einer langs-
tens bis zum 30. Juni 2022 befristeten Erlaubnis nach bisherigem
Recht bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht entschie-
den worden ist, entsprechend.

(2) In den Féllen des Absatzes 1 finden § 2 Absatz 2 Nummer 4
Buchstabe b und Nummer 5 im Verfahren zur erstmaligen Neuer-
teilung der Erlaubnis nach Inkrafttreten dieses Gesetzes keine An-
wendung. § 2 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a findet mit der MaR-
gabe Anwendung, dass der Abstand zu anderen Spielhallen 250
Meter nicht unterschreiten darf. Die Erlaubnis ist in den Féllen des
Absatzes 1 entgegen § 2 Absatz 1 bis zum 30. Juni 2023 zu befris-
ten.




(3) Inhaberinnen und Inhaber einer vor dem 1. Juli 2022 erteilten
und tiber den 30. 2023 hinaus befristeten Erlaubnis zum Betrieb
einer Spielhalle nach bisherigem Recht, haben friihestens am 1.
Oktober 2022 und spatestens am 1. Marz 2023 bei der zustindigen
Behorde eine erneute Erlaubniserteilung nach diesem Gesetz fiir
den Zeitraum ab dem 1. Juli 2023 zu beantragen. Erfolgt in dem in
Satz 1 genannten Zeitraum keine Antragstellung, bleibt der Stand-
ort der betreffenden Spielhalle im Rahmen des Auswahlverfahrens
nach § 2a in Bezug auf die Erteilung von Erlaubnissen fiir konkur-
rierende Spielhallen und Wettvermittlungsstellen unberiicksich-
tigt. Mit Erteilung einer Erlaubnis nach diesem Gesetz erlischt die
Erlaubnis nach bisherigem Recht. Ist der Antrag nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes abzulehnen oder erfolgt in dem in Satz 1
genannten Zeitraum keine Antragstellung, bleibt die Wirksamkeit
der vor dem 1. Juli 2022 erteilten Erlaubnis nach bisherigem Recht
bis zum Ende der Befristung unberiihrt.

(4) Antrage fur die Erteilung einer Erlaubnis mit Geltung ab dem 1.
Juli 2023 konnen friihestens am 1. Oktober 2022 und spatestens
am 1. Mérz 2023 bei der zustandigen Behorde gestellt werden. in
Jon Fillen des. S L ael I | 1o Erlaubni bi E

i 2 —Antrage, die nach
dem 1. Marz 2023 eingehen, sind im Auswahlverfahren nach § 2a
Absatz 6 nachrangig zu behandeln.

() Biszum-30-Juni-2024-lk8nnen-Erlaubnisse-nach-§ 2-auch-entge-
gen-§ 2 Absatz 2 Nummer 8 und 9 erteilt-werden-—Eine-nach-und §
4a Absatz 1 Satz 1 finden bis zum 30. Juni 2024 keine Anwendung.
Eine zwischen dem Inkrafttreten dieses Gesetzes und dem 30. Juni
2024 erteilte Erlaubnis erlischt_am 1. August 2024, wenn bis zum
30-Juni-2024dahin fiir die Spielhalle kein Zertifikat nach § 4a oder
weder fiir die antragstellende noch fiir eine mit der Leitung der
Spielhalle beauftragte Person die Bescheinigung einer bestande-
nen Sachkundepriifung nach § 4b bei der zustindigen Behoérde
vorliegt.
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(3) Eine vor dem 1. Juli 2012 erteilte Erlaubnis zum Betrieb einer Spiel-
halle oder eines ahnlichen Gewerbes nach § 33i Absatz 1 Satz 1 der
Gewerbeordnung erlischt mit Ablauf des 30. Juni 2017. Soll eine Spiel-
halle nach diesem Zeitpunkt betrieben werden, so hat die Betreiberin
oder der Betreiber eine Erlaubnis nach diesem Gesetz zu beantragen.
Der Antrag kann friihestens am 1. Januar 2016 und spatestens am 30.
Juni 2016 bei der zustéandigen Behorde gestellt werden.

(3a) Die Antragstellerin oder der Antragsteller soll nach Absatz 3 Satz 2
und 3 von den Voraussetzungen des § 2 Absatz 2 Nummer 4 und 5
befreit werden, wenn

1. die beantragte Erlaubnis ausschlieRlich wegen Fehlens dieser
Voraussetzungen nicht mehr erteilt werden kénnte und

ein Vergleich der den Mindestabstand unterschreitenden oder
im baulichen Verbund stehenden Spielhallen ergibt, dass die be-
troffenen Betriebe eine Standortbetriebsdauer von mindestens
20 Jahren haben, in den letzten 10 Jahren durch den gleichen
Inhaber geflihrt wurde und dieser durch eine Bescheinigung des
fir die betriebsbedingten Steuern zustdndigen Finanzamtes
seine steuerliche Zuverlassigkeit nachweist. Werden diese Vo-

(6) In Erlaubnisverfahren, in denen der Antrag auf Erteilung einer
Erlaubnis zur Ausiibung eines Spielhallengewerbes nach bisheri-
gem Recht vor dem 1. Juli 2017 gestellt und iliber den Antrag bis
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht bestandskraftig ent-
schieden worden ist, ist § 11 des Bremischen Spielhallengesetzes
vom 17. Mai 2011 (Brem.GBI. S. 327 — 2191-d-1), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Marz 2017 (Brem.GBI. S. 121) gedn-
dert worden ist, in der zuletzt geltenden Fassung weiter anzuwen-
den.
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raussetzungen durch im Vergleich stehende einzelne Spielhal-
len nicht erflllt, kbnnen die Antragstellerin oder der Antragsteller
nur nach MalRgabe des § 11 Absatz 5 eine Erlaubnis erhalten.

(4) In begriindeten Einzelfallen kann die Antragstellerin oder der Antrag-
steller nach Absatz 3 Satz 2 und 3 von den Voraussetzungen des § 2
Absatz 2 Nummer 4 und 5 befreit werden, wenn
1. die beantragte Erlaubnis ausschlieRlich wegen Fehlens dieser
Voraussetzungen nicht mehr erteilt werden kénnte und

2. die Betreiberin oder der Betreiber auf den Bestand der urspring-
lichen Erlaubnis vertraut hat und dieses Vertrauen unter Abwa-
gung mit dem offentlichen Interesse und der Ziele des Gllcks-
spielstaatsvertrags schutzwirdig ist.

Das Vertrauen ist in der Regel schutzwirdig, wenn die Erlaubnisinha-
berin oder der Erlaubnisinhaber eine Vermogensdisposition getroffen
hat, die sie oder er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen
ruckgangig machen kann. § 48 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend.

(5) Zum Nachweis von Vermdgensdispositionen nach Absatz 4 Satz 2
kann die zustédndige Behorde Einsicht in die erforderlichen Unterlagen,
insbesondere Jahresabschlisse, Geschéftsbericht und Buicher oder de-
ren Vorlage verlangen und sich hierzu sachverstandiger Personen be-
dienen.

§12
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

§12
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.
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Anderung des Bremischen Gaststittengesetzes

Bremisches Gaststittengesetz

Bremisches Gaststittengesetz
(Neufassung)

Die §§ 1 bis 7 sowie 9 bis 13 bleiben unverandert.

§8
Anwendbarkeit der Gewerbeordnung und des Bremischen Spiel-
hallengesetzes

(1) Auf das den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegende Gaststat-
tengewerbe finden die Vorschriften der Gewerbeordnung Anwendung,
soweit nicht in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen wor-
den sind.

(2) Werden im Gaststattengewerbe Spielgerate mit Gewinnmaoglichkeit
im Sinne von § 33c Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung aufgestellt,
sind § 2 Absatz 3, § 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 4, Absatz 2 bis 5, § 5
Absatz 2 bis 3, § 6 Nummer 3 bis 11, § 9 Absatz 1 und § 10 Absatz 1
Nummer 2, 4 bis 9, 12 bis 22 und Absatz 2 bis 4 des Bremischen Spiel-
hallengesetzes entsprechend anzuwenden; vor der Teilnahme am Spiel
hat eine Kontrolle nach § 3 des Bremischen Spielhallengesetzes zu er-
folgen. Werbung fiir die Moglichkeit des Spiels darf im Fernsehen, im
Internet sowie Uber Telekommunikationsanlagen nicht betrieben wer-
den.
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§8
Anwendbarkeit der Gewerbeordnung und des Bremischen Spiel-
hallengesetzes

(1) Auf das den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegende Gaststat-
tengewerbe finden die Vorschriften der Gewerbeordnung Anwendung,
soweit nicht in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen wor-
den sind.

(2) Werden im Gaststattengewerbe Spielgerate mit Gewinnmaoglichkeit
im Sinne von § 33c Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung aufgestellt,
sind § 2 Absatz 3, § 4 Absatz 1 Nummer-1-bis-4,-Absatz 2 bis 5, § 4c,
§ 5 Absatz 2 bis 3, § 6 Nummer 3 2 bis 44-10, § 9 Absatz 1 und § 10
Absatz 1 Nummer 2 1, 3 bis 9-7, 42 9 bis 22 19 und Absatz 2 bis 4 des
Bremischen Spielhallengesetzes entsprechend anzuwenden; vor der
Teilnahme am Spiel hat eine Kontrolle nach § 3 des Bremischen Spiel-
hallengesetzes zu erfolgen. Werbung fiir die Moglichkeit des Spiels darf
im Fernsehen, im Internet sowie Uber Telekommunikationsanlagen nicht
betrieben werden.



Anderung des Bremischen Gliicksspielgesetzes

Bremisches Gliicksspielgesetz

Bremisches Gliicksspielgesetz
(Neufassung)

Die §§ 1 und 2 bleiben unverdndert.

Die §§-4 bis 3 blei sndert.
§3
Allgemeine Erlaubnisvoraussetzungen

(1) Die zustandige Behorde darf die Erlaubnis gemaR § 4 Absatz 1 Satz
1 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 auf Antrag nur erteilen, wenn

1. sie den Zielen gemal § 1 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021
nicht zuwiderlauft

der Veranstalter oder Vermittler zuverlassig ist, insbesondere die
Gewahr dafiir bietet, dass die Veranstaltung oder Vermittlung
ordnungsgemaf und flir die Spieler sowie flir die zustandige Be-
horde nachvollziehbar durchgeflihrt wird,

das erforderliche Betriebskapital vorhanden ist sowie eine von
der zustandigen Behorde zu bestimmende angemessene Riick-
stellung fiir das Haftungsrisiko und eine Riicklage gebildet wer-
den,

die rechtmaRige Herkunft der fiir die Veranstaltung oder Vermitt-
lung 6ffentlicher Glicksspiele erforderlichen Mittel dargelegt ist,

§3

Allgemeine Erlaubnisvoraussetzungen

(1) Die zustandige Behorde darf die Erlaubnis gemaR § 4 Absatz 1 Satz
1 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 auf Antrag nur erteilen, wenn

1. sie den Zielen gemal § 1 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021
nicht zuwiderlauft,

der Veranstalter oder Vermittler zuverlassig ist, insbesondere die
Gewahr dafiir bietet, dass die Veranstaltung oder Vermittlung
ordnungsgemalf und fiir die Spieler sowie fiir die zustandige Be-
hérde nachvollziehbar durchgefiihrt wird,

das erforderliche Betriebskapital vorhanden ist sowie eine von
der zustandigen Behérde zu bestimmende angemessene Ruck-
stellung fir das Haftungsrisiko und eine Riicklage gebildet wer-
den,

die rechtmaRige Herkunft der fir die Veranstaltung oder Vermitt-
lung oOffentlicher Gliicksspiele erforderlichen Mittel dargelegt ist,
soweit es sich um Verpflichtete nach § 2 des Gesetzes liber
das Aufspiiren von Gewinnen aus schweren Straftaten han-
delt,

r Formatierte Tabelle
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5. bei der Einflihrung neuer Gliicksspielangebote oder bei der Ein-
fuhrung neuer oder der erheblichen Erweiterung bestehender
Vertriebswege den Anforderungen nach § 9 Absatz 5 des
Glicksspielstaatsvertrags 2021 Genulige getan ist und

6. die Einhaltung aller weiteren Regelungen des Gliicksspielstaats-
vertrags 2021 sowie dieses Gesetzes sichergestellt ist.

Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 ist nachzuweisen. Die
Nachweise sind mit dem Antrag durch Vorlage geeigneter schriftlicher
Darstellungen, Konzepte und Bescheinigungen zu fithren. Die Erlaub-
nisbehdrde ist ohne derartige Unterlagen nicht zu eigenen Ermittlungen

verpflichtet.

(2) In der Erlaubnis sind neben den Regelungen gemafl § 9 Absatz 4
des Gllcksspielstaatsvertrags 2021 festzulegen:

1. der Veranstalter oder der Vermittler einschlieRlich eingeschalte-
ter dritter Personen,

2. das veranstaltete oder vermittelte Glicksspiel,

3. die Form des Vertriebs oder der Vermittlung,

4. die Art sowie Beginn und Dauer der Veranstaltung oder Vermitt-
lung

5. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und

6. bei Vermittlungen der Veranstalter.

Die Erlaubnis kann, auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen verse-
hen werden. Sie ist weder Ubertragbar noch darf sie Dritten zur Aus-
Ubung Uberlassen werden.
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5. bei der Einfihrung neuer Glicksspielangebote oder bei der Ein-
fihrung neuer oder der erheblichen Erweiterung bestehender
Vertriecbswege den Anforderungen nach § 9 Absatz 5 des
Glucksspielstaatsvertrags 2021 Genlige getan ist und

6. die Einhaltung aller weiteren Regelungen des Gllcksspielstaats-
vertrags 2021 sowie dieses Gesetzes sichergestellt ist.

Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 ist nachzuweisen. Die
Nachweise sind mit dem Antrag durch Vorlage geeigneter schriftlicher
Darstellungen, Konzepte und Bescheinigungen zu flihren. Die Erlaub-
nisbehdrde ist ohne derartige Unterlagen nicht zu eigenen Ermittlungen
verpflichtet.

(2) In der Erlaubnis sind neben den Regelungen gemafl § 9 Absatz 4
des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 festzulegen:

1. der Veranstalter oder der Vermittler einschlief3lich eingeschalte-
ter dritter Personen,

2. das veranstaltete oder vermittelte Gliicksspiel,
3. die Form des Vertriebs oder der Vermittlung,

4. die Art sowie Beginn und Dauer der Veranstaltung oder Vermitt-
lung,

5. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und
6. bei Vermittlungen der Veranstalter.
Die Erlaubnis kann, auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen verse-

hen werden. Sie ist weder Ubertragbar noch darf sie Dritten zur Aus-
Uibung Uberlassen werden.




§ 3a
Verbot von Geraten zur selbstidndigen Teilnahme am Gliicksspiel

Das Aufstellen oder Zugianglichmachen von Geréaten, die darauf
ausgerichtet sind, Spielern die selbstidndige Teilnahme am Gliicks-
spiel zu ermdglichen, ist nicht zuldssig. Satz 1 gilt nicht fiir zuge-
lassene Geld- oder Warenspielgerate mit Gewinnmaoglichkeit.

Die §§ 4 und 5 bleiben unverandert.

§ 5a
Wettvermittlungsstellen

(1) Eine Wettvermittlungsstelle betreibt, wer Sportwetten im Vertriebs-
system eines nach § 4a des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 erlaubten
Veranstalters in einer ausschlieRlich dafiir bestimmten Raumlichkeit ver-
mittelt.

(2) Die zustandige Behorde darf die Erlaubnis zum Vermitteln von Sport-
wetten in einer Wettvermittlungsstelle nur fiir eine bestimmte Raumlich-
keit erteilen. Die Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungsstelle ist
Zu versagen, wenn

1. die Wettvermittlungsstelle einen Mindestabstand von 250 Metern
Luftlinie zu einer anderen Wettvermittlungsstelle oder zu einer
Schule in 6ffentlicher oder freier Tragerschaft der Schularten des
§ 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und ¢ sowie Nummer 2
des Bremischen Schulgesetzes unterschreitet,
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§ 5a
Wettvermittlungsstellen

(1) Eine Wettvermittlungsstelle betreibt, wer Sportwetten im Vertriebs-
system eines nach § 4a des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 erlaubten
Veranstalters in einer ausschlieRlich dafiir bestimmten Raumlichkeit ver-
mittelt.

(2) Die zustandige Behorde darf die Erlaubnis zum Vermitteln von Sport-
wetten in einer Wettvermittlungsstelle nur fiir eine bestimmte Raumlich-
keit erteilen. Die Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungsstelle ist
zu versagen, wenn

1. die Wettvermittlungsstelle einen Mindestabstand von 256 500
Metern Luftlinie i i
zu einer Schule in 6ffentlicher oder freier Tragerschaft der Schul-
arten des § 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c sowie
Nummer 2 des Bremischen Schulgesetzes oder einer Schule
fir Gesundheitsfachberufe unterschreitet,

1a. die Wettvermittlungsstelle einen Mindestabstand von 500
Metern zu einer anderen Wettvermittlungsstelle oder einer
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die Wettvermittlungsstelle in einem Gebaude oder Gebaude-
komplex, in dem sich eine Spielhalle oder eine Spielbank befin-
det, untergebracht wird,

die zum Betrieb der Wettvermittlungsstelle bestimmte Raumlich-
keit wegen ihrer Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen An-
forderungen oder den Anforderungen des Gliicksspielstaatsver-
trags oder dieses Gesetzes nicht genlgt,

der Betrieb der Wettvermittlungsstelle eine Gefahrdung der Ju-
gend, eine UbermaRige Ausnutzung des Spieltriebs oder eine
nicht zumutbare Belastigung einer im 6ffentlichen Interesse be-
stehenden Einrichtung beflrchten lasst,

der Vermittler und der Betreiber der von der Erlaubnis erfassten
Raumlichkeit keine Vorkehrungen treffen, um den Zutritt Minder-
jahriger zu verhindern.

(2a) Die zustandige Behdrde kann unter Berticksichtigung der Verhalt-
nisse im Umfeld des jeweiligen Standorts und der Lage des Einzelfalls
Ausnahmen von dem in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 festgesetzten Min-
destabstand zulassen.

(3) Es ist verboten

in Wettvermittlungsstellen Speisen oder Getranke fir den Ver-
zehr an Ort und Stelle oder aulRer Haus abzugeben, zu verkau-
fen oder den Konsum zuzulassen,
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Spielhalle im Sinne des § 3 Absatz 9 des Gliicksspielstaats-
vertrags 2021 unterschreitet,

die Wettvermittlungsstelle in einem Gebdude oder Gebaude-

komplex, in dem sich eine-Spiethalle-eder-eine Spielbank befin-

det, untergebracht wird,

die zum Betrieb der Wettvermittlungsstelle bestimmte Raumlich-
keit wegen ihrer Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen An-
forderungen oder den Anforderungen des Gliicksspielstaatsver-
trags oder dieses Gesetzes nicht genligt,

der Betrieb der Wettvermittlungsstelle eine Gefahrdung der Ju-
gend, eine UbermaRige Ausnutzung des Spieltriebs oder eine
nicht zumutbare Belastigung einer im 6ffentlichen Interesse be-
stehenden Einrichtung befiirchten lasst,

der Vermittler und der Betreiber der von der Erlaubnis erfassten
Raumlichkeit keine Vorkehrungen treffen, um den Zutritt Minder-
jahriger von Personen zu verhindern, die das 21. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben.

(2a) Die zustandige Behdrde kann unter Berticksichtigung der Verhalt-
nisse im Umfeld des jeweiligen Standorts und der Lage des Einzelfalls
Ausnahmen von dem in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 festgesetzten Min-
destabstand zulassen.

(3) Es ist verboten

in Wettvermittlungsstellen Speisen oder Getranke fir den Ver-
zehr an Ort und Stelle oder auler Haus abzugeben, zu verkau-
fen oder den Konsum zuzulassen,



1a. in Wettvermittlungsstellen Waren zu vertreiben oder vertreiben
zu lassen sowie Dienstleistungen auBerhalb des konkret erlaub-
ten Sportwettvertriebs zu erbringen,

2. in Wettvermittlungsstellen Geldspielgerate aufzustellen,

2a. in Wettvermittlungsstellen Gerate aufzustellen oder zuganglich
zu machen, die darauf ausgerichtet sind, Spielern die selbstan-
dige Teilnahme am Glucksspiel zu ermdglichen,

3. in Wettvermittlungsstellen als Veranstalter, Vermittler oder des-
sen Bediensteter Kredite, Stundungen oder vergleichbare Zah-
lungserleichterungen an Spieler zu gewahren oder als Veranstal-
ter, Vermittler oder dessen Bediensteter die Gewahrung von Kre-
diten, Stundungen oder vergleichbaren Zahlungserleichterungen
durch Dritte an Spieler zu dulden,

4. in Wettvermittlungsstellen Geldausgabeautomaten oder andere
Gerate aufzustellen, bereitzuhalten oder zu dulden, mit deren
Hilfe sich Spieler Bargeld beschaffen kdnnen,

5. in Wettvermittlungsstellen Dienste nach § 1 Absatz 2 und 10
Nummer 4, 6 und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an-
zubieten, zu betreiben oder zu dulden,

6. in Wettvermittlungsstellen an erkennbar Spielstichtige Wetten zu
vermitteln oder

7. Wettvermittlungsstellen so zu gestalten, dass sie von auflen
nicht einsehbar sind.

(4) Der Betreiber einer Wettvermittlungsstelle hat tber die Suchtrisiken
der von ihm vermittelten Wetten, das Verbot der Teilnahme Minderjah-
riger und Mdglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklaren. Er hat
Informationsmaterial iber die Risiken des UbermaRigen Spielens und
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1a. in Wettvermittlungsstellen Waren zu vertreiben oder vertreiben
zu lassen sowie Dienstleistungen auflerhalb des konkret erlaub-
ten Sportwettvertriebs zu erbringen,

2. in Wettvermittlungsstellen Geldspielgerate aufzustellen,
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3. in Wettvermittlungsstellen als Veranstalter, Vermittler oder des-
sen Bediensteter Kredite, Stundungen oder vergleichbare Zah-
lungserleichterungen an Spieler zu gewahren oder als Veranstal-
ter, Vermittler oder dessen Bediensteter die Gewahrung von Kre-
diten, Stundungen oder vergleichbaren Zahlungserleichterungen
durch Dritte an Spieler zu dulden,

4. in Wettvermittlungsstellen Geldausgabeautomaten oder andere
Gerate aufzustellen, bereitzuhalten oder zu dulden, mit deren
Hilfe sich Spieler Bargeld beschaffen kdnnen,

5. in Wettvermittlungsstellen Dienste nach § 1 Absatz 2 und 10
Nummer 4, 6 und 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an-
zubieten, zu betreiben oder zu dulden,

6. in Wettvermittlungsstellen an erkennbar Spielstichtige Wetten zu
vermitteln oder

7. Wettvermittlungsstellen so zu gestalten, dass sie von aufden
nicht einsehbar sind.

(4) Der Betreiber einer Wettvermittlungsstelle hat tiber die Suchtrisiken
der von ihm vermittelten Wetten, das Verbot der Teilnahme Minderjah-
riger und Moglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklaren. Er hat
Informationsmaterial iber die Risiken des UbermaRigen Spielens und



Informationen zu Angeboten und Kontaktdaten von qualifizierten regio-
nalen und unabhangigen Beratungsstellen sichtbar und in ausreichen-
der Stiickzahl auszulegen sowie auf eine Telefonberatung mit einer ein-
heitlichen Telefonnummer hinzuweisen. Die fir die Erteilung der Erlaub-
nis zum Betrieb einer Wettvermittiungsstelle zustédndige Behdrde prift
das Sozialkonzept nach § 6 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 in eige-
ner Zustandigkeit.

(4a) Von der dulReren Gestaltung einer Wettvermittlungsstelle darf keine
Werbung fiir den Wettbetrieb oder die angebotenen Wetten ausgehen,
die Uber die bloRe Information Gber das ausgelibte Gewerbe der Ver-
mittlung von Sportwetten und den Namen des Wettveranstalters hinaus-
geht. Beim Einsatz von Werbung jedweder Art innerhalb der Rdumlich-
keiten der Wettvermittlungsstelle ist § 5 des Gliicksspielstaatsvertrags
2021 zu beachten. § 5 Absatz 3 Satz 3 des Gllcksspielstaatsvertrags
2021 gilt mit der MaRgabe, dass Werbung fiir Sportwetten auch mit in-
aktiven Sportlern unzuléssig ist.

(5) Die Vermittlung der Angebote flir mehrere Veranstalter oder die Ver-
mittlung oder Veranstaltung sonstiger offentlicher Gliicksspiele ist nicht
zuldssig. Die Erlaubnis zur Vermittlung von Sportwetten ist nicht tber-
tragbar und darf Dritten nicht zur Nutzung tberlassen werden. Eine Un-
terverpachtung ist verboten. In einer Wettvermittlungsstelle und allen
dazugehdrigen Flachen dirfen ausschlieBlich die von der zustandigen
Behorde erlaubten Sportwetten vermittelt werden.
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Informationen zu Angeboten und Kontaktdaten von qualifizierten regio-
nalen und unabhangigen Beratungsstellen sichtbar und in ausreichen-
der Stiickzahl auszulegen sowie auf eine Telefonberatung mit einer ein-
heitlichen Telefonnummer hinzuweisen. Die fur die Erteilung der Erlaub-
nis zum Betrieb einer Wettvermittiungsstelle zustédndige Behdrde priift
das Sozialkonzept nach § 6 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 in eige-
ner Zustandigkeit.

(4a) Von der dulleren Gestaltung einer Wettvermittlungsstelle darf keine
Werbung fiir den Wettbetrieb oder die angebotenen Wetten ausgehen,
die Uber die bloRe Information Uber das ausgelibte Gewerbe der Ver-
mittlung von Sportwetten und den Namen des Wettveranstalters hinaus-
geht. Beim Einsatz von Werbung jedweder Art innerhalb der Rdumlich-
keiten der Wettvermittlungsstelle ist § 5 des Gluicksspielstaatsvertrags
2021 zu beachten. § 5 Absatz 3 Satz 3 des Gllcksspielstaatsvertrags
2021 gilt mit der Malgabe, dass Werbung fiir Sportwetten auch mit in-
aktiven Sportlern unzulassig ist. Bei Aufgabe des Betriebs der Wett-
vermittlungsstelle ist jegliche Werbung unverziiglich zu entfernen.

(4b) Werbung fiir Sportwetten und Pferdewetten im offentlichen
Raum, insbesondere auf Plakatwanden, Litfasssdulen sowie in und
an Fahrzeugen und Wartehduschen des Offentlichen Personennah-
verkehrs ist verboten.

(5) Die Vermittlung der Angebote flir mehrere Veranstalter oder die Ver-
mittlung oder Veranstaltung sonstiger 6ffentlicher Gliicksspiele ist nicht
zulassig. Die Erlaubnis zur Vermittlung von Sportwetten ist nicht tber-
tragbar und darf Dritten nicht zur Nutzung tberlassen werden. Eine Un-
terverpachtung ist verboten. In einer Wettvermittlungsstelle und allen
dazugehdrigen Flachen durfen ausschlieBlich die von der zusténdigen
Behorde erlaubten Sportwetten vermittelt werden.



§ 5b
Auswahlverfahren

(1) Kénnen wegen der Regelung iiber den Mindestabstand zwi-
schen Wettvermittlungsstellen nach § 5a Absatz 2 Satz 2 Nr. 1a
nicht alle Erlaubnisse erteilt werden, ist zu Gunsten desjenigen An-
tragstellers zu entscheiden, der in der betreffenden Stadtgemeinde
insgesamt die geringere Anzahl an Wettvermittlungsstellen bean-
tragt hat oder bereits erlaubt betreibt. Bei zahlenmaRiger Gleichheit
findet die Auswahl zur Auflosung der Konkurrenzsituation per Los-
entscheid statt, sofern keine liberwiegenden Sachgriinde eine Ent-
scheidung vorgeben.

(2) Liegen in Bezug auf untereinander einzuhaltende Abstandsvor-
schriften konkurrierende Antréage auf die Erteilung einer Erlaubnis
zum Betrieb einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle vor,
so wird die Auswahl zwischen diesen Standorten wie folgt getrof-
fen:

1. Kann im Hinblick auf die Einhaltung des Mindestab-
stands lediglich an einem Standort eine Erlaubnis fiir
eine Spielhalle oder eine Wettvermittlungsstelle erteilt
werden, so findet die Auswahl zur Auflésung der Kon-
kurrenzsituation per Losentscheid durch die nach § 10
Absatz 1 Nr. 1 zustandige Behorde statt.

2. Konnen im Hinblick auf die Einhaltung des Mindestab-
stands an mindestens zwei oder mehr Standorten Er-
laubnisse fiir Spielhallen oder Wettvermittlungsstellen
erteilt werden, so ist die Auswahl zwischen den Standor-
ten so zu treffen, dass die Standortkapazitat im Hinblick
auf den Mindestabstand ausgeschopft wird. Wird die
Standortkapazitit in mehreren Kombinationen von
Standorten erreicht, so findet die Auswahl zur Auflésung
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der Konkurrenzsituation per Losentscheid durch die
nach § 10 Absatz 1 Nr. 1 zustidndige Behorde statt.

Der bisherige § 5b wird § 5c. Die §§ 6 bis 15 bleiben unverandert

§16
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet des § 28a des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 handelt
ordnungswidrig, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 des Gllicksspielstaatsvertrags
2021 mit aktiven Sportlern oder Funktionaren fir Sportwetten
wirbt,

entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 des Gliicksspielstaats-
vertrags 2021 im Sozialkonzept bei terrestrischen Angeboten
keine verantwortliche Person vor Ort benennt,

entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 9 des Gllcksspielstaats-
vertrags 2021 keine kontinuierliche Dokumentation der durchge-
fihrten Ma3nahmen vornimmt,

entgegen § 7 Absatz 1 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 sei-
nen Informations- und Aufklarungspflichten gegentber den Spie-
lern nicht nachkommt,

einer vollziehbaren Anordnung der zusténdigen Behorde nach §
9 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 des Gllcksspielstaatsvertrags
2021 zuwiderhandelt, sofern die Anordnung auf die Buf3geldvor-
schrift verweist,
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§16
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet des § 28a des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 handelt
ordnungswidrig, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 des Glicksspielstaatsvertrags
2021 mit aktiven Sportlern oder Funktionaren fir Sportwetten
wirbt,

entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 des Gllicksspielstaats-
vertrags 2021 im Sozialkonzept bei terrestrischen Angeboten
keine verantwortliche Person vor Ort benennt,

entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 9 des Gllcksspielstaats-
vertrags 2021 keine kontinuierliche Dokumentation der durchge-
fihrten Mal3nahmen vornimmt,

entgegen § 7 Absatz 1 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 sei-
nen Informations- und Aufklarungspflichten gegentiber den Spie-
lern nicht nachkommt,

einer vollziehbaren Anordnung der zustédndigen Behérde nach §
9 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 des Gllcksspielstaatsvertrags
2021 zuwiderhandelt, sofern die Anordnung auf die Buf3geldvor-
schrift verweist,



10.

11.

12.

entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gliicksspielstaats-
vertrags 2021 nicht mindestens zwei Drittel der von den Spielern
vereinnahmten Betrdge an den Veranstalter weiterleitet,

entgegen § 21 Absatz 5 Satz 1 des Gliicksspielstaatsvertrags
2021 Sportwetten anbietet, die nicht zuvor nach Art und Zu-
schnitt von der zustandigen Behorde erlaubt worden sind,

entgegen § 21a Absatz 2 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021
Sportwetten in anderen Stellen als Wettvermittlungsstellen ver-
mittelt,

entgegen § 21 Absatz 3 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 in
einer Wettvermittlungsstelle Wetten mehrerer Veranstalter ver-
treibt oder vermittelt,

gegen Bestimmungen oder Nebenbestimmungen einer Erlaub-
nis nach § 3 Absatz 2 verstdft,

entgegen § 5a Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 keine Vorkehrungen
trifft, um den Zutritt Minderjahriger zu verhindern,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 1 in einer Wettvermittlungs-
stelle Speisen oder Getranke fiir den Verzehr an Ort und Stelle
oder auer Haus abgibt, verkauft oder den Konsum zulasst,
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10.

entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gllicksspielstaats-
vertrags 2021 nicht mindestens zwei Drittel der von den Spielern
vereinnahmten Betrdge an den Veranstalter weiterleitet,

entgegen § 21 Absatz 5 Satz 1 des Gliicksspielstaatsvertrags
2021 Sportwetten anbietet, die nicht zuvor nach Art und Zu-
schnitt von der zustandigen Behorde erlaubt worden sind,

entgegen § 21a Absatz 2 des Gliicksspielstaatsvertrags 2021
Sportwetten in anderen Stellen als Wettvermittlungsstellen ver-
mittelt,

entgegen § 21 Absatz 3 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 in
einer Wettvermittlungsstelle Wetten mehrerer Veranstalter ver-
treibt oder vermittelt,

gegen Bestimmungen oder Nebenbestimmungen einer Erlaub-
nis nach § 3 Absatz 2 verstoRt,

10a. entgegen § 3a Geréte aufstellt oder zugénglich macht, die

11.

12.

darauf ausgerichtet sind, Spielern die selbstéandige Teil-
nahme am Gliicksspiel zu ermoglichen,

entgegen § 5a Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 keine- Vorkehrungen

; nicht si-
cherstellt, dass Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, keinen Zutritt zu der von ihr oder ihm be-
triebenen Wettvermittlungsstelle haben,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 1 in einer Wettvermittlungs-
stelle Speisen oder Getranke fiir den Verzehr an Ort und Stelle
oder auRer Haus abgibt, verkauft oder den Konsum zulasst,



13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 1a in einer Wettvermittlungs-
stelle Waren vertreibt oder vertreiben lasst sowie Dienstleistun-
gen auRRerhalb des konkret erlaubten Sportwettvertriebs erbringt,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 2 in einer Wettvermittlungs-
stelle Geldspielgerate aufstellt oder es zulasst, dass Geldspiel-
gerate aufgestellt werden,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 2a in einer Wettvermittlungs-
stelle Gerate aufstellt oder zuganglich macht, die darauf ausge-
richtet sind, Spielern die selbstandige Teilnahme am Gliicksspiel
zu ermoglichen,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 3 in einer Wettvermittlungs-
stelle Kredite, Stundungen oder vergleichbare Zahlungserleich-
terungen als erlaubter Veranstalter, Vermittler oder dessen Be-
diensteter an Spieler gewahrt oder als erlaubter Veranstalter,
Vermittler oder dessen Bediensteter die Gewahrung von Kredi-
ten, Stundungen oder vergleichbaren Zahlungserleichterungen
durch Dritte an Spieler duldet,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 4 in einer Wettvermittlungs-
stelle Geldausgabeautomaten oder andere Gerate aufstellt, be-
reithalt oder duldet, mit deren Hilfe sich Spieler Bargeld beschaf-
fen kénnen,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 5 in einer Wettvermittlungs-
stelle Dienste nach § 1 Absatz 2 und 10 Nummer 4, 6 oder 10
des Zahlungsdienstegesetzes anbietet, betreibt oder duldet,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 6 in einer Wettvermittlungs-
stelle an erkennbar Spielsiichtige Wetten vermittelt oder es dul-
det, dass erkennbar Spielstichtige Wetten abschlief3en,
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13.

14.

16.

17.

18.

19.

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 1a in einer Wettvermittlungs-
stelle Waren vertreibt oder vertreiben lasst sowie Dienstleistun-
gen auRerhalb des konkret erlaubten Sportwettvertriebs erbringt,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 2 in einer Wettvermittlungs-
stelle Geldspielgerate aufstellt oder es zulasst, dass Geldspiel-
gerate aufgestellt werden,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 3 in einer Wettvermittlungs-
stelle Kredite, Stundungen oder vergleichbare Zahlungserleich-
terungen als erlaubter Veranstalter, Vermittler oder dessen Be-
diensteter an Spieler gewahrt oder als erlaubter Veranstalter,
Vermittler oder dessen Bediensteter die Gewahrung von Kredi-
ten, Stundungen oder vergleichbaren Zahlungserleichterungen
durch Dritte an Spieler duldet,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 4 in einer Wettvermittlungs-
stelle Geldausgabeautomaten oder andere Gerate aufstellt, be-
reithalt oder duldet, mit deren Hilfe sich Spieler Bargeld beschaf-
fen kénnen,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 5 in einer Wettvermittlungs-
stelle Dienste nach § 1 Absatz 2 und 10 Nummer 4, 6 oder 10
des Zahlungsdienstegesetzes anbietet, betreibt oder duldet,

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 6 in einer Wettvermittlungs-
stelle an erkennbar Spielsiichtige Wetten vermittelt oder es dul-
det, dass erkennbar Spielsiichtige Wetten abschliel3en,



20.

21.

22.

23.

24.

25.

entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 7 eine Wettvermittlungsstelle
so gestaltet, dass sie von auflen nicht einsehbar ist,

entgegen § 5a Absatz 4 Satz 1 seinen Aufklarungspflichten nicht
nachkommt,

entgegen § 5a Absatz 4 Satz 2 Informationen und Kontaktdaten
von regionalen und anbieterunabhangigen qualifizierten Bera-
tungsstellen nicht sichtbar und in ausreichender Stlickzahl aus-
legt und nicht auf eine Telefonberatung mit einer einheitlichen
Telefonnummer hinweist,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 1 eine Wettvermittlungsstelle so
gestaltet, dass von ihrer dueren Erscheinung Werbung fir den
Wettbetrieb oder die angebotenen Wetten ausgehen, die Gber
die bloRe Information Uber das ausgelibte Gewerbe der Vermitt-
lung von Sportwetten und den Namen des Wettveranstalters hin-
ausgehen,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 2 beim Einsatz von Werbung jed-
weder Art innerhalb der Raumlichkeiten der Wettvermittlungs-
stelle § 5 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 nicht beachtet,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 3 mit inaktiven Sportlern wirbt,
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20

21.

22.

23.

24,

25.

.entgegen § 5a Absatz 3 Nummer 7 eine Wettvermittlungsstelle

so gestaltet, dass sie von aufien nicht einsehbar ist,

entgegen § 5a Absatz 4 Satz 1 seinen Aufklarungspflichten nicht
nachkommt,

entgegen § 5a Absatz 4 Satz 2 Informationen und Kontaktdaten
von regionalen und anbieterunabhangigen qualifizierten Bera-
tungsstellen nicht sichtbar und in ausreichender Stlickzahl aus-
legt und nicht auf eine Telefonberatung mit einer einheitlichen
Telefonnummer hinweist,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 1 eine Wettvermittlungsstelle so
gestaltet, dass von ihrer duReren Erscheinung Werbung fiir den
Wettbetrieb oder die angebotenen Wetten ausgehen, die Uber
die bloRe Information Uber das ausgelibte Gewerbe der Vermitt-
lung von Sportwetten und den Namen des Wettveranstalters hin-
ausgehen,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 2 beim Einsatz von Werbung jed-
weder Art innerhalb der Raumlichkeiten der Wettvermittlungs-
stelle § 5 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 nicht beachtet,

entgegen § 5a Absatz 4a Satz 3 mit inaktiven Sportlern wirbt,

25a. entgegen § 5a Absatz 4a Satz 4 bei Aufgabe des Betriebs

einer Wettvermittlungsstelle nicht unverziiglich jegliche
Werbung entfernt,

25b. entgegen § 5a Absatz 4b fiir Sportwetten und Pferdewetten

im offentlichen Raum, insbesondere auf Plakatwénden, Lit-
fassséulen sowie in und an Fahrzeugen und Wartehéus-
chen des Offentlichen Personennahverkehrs wirbt,



26.

27.

28.

29.

30

31.

32.

33

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 1 Angebote fiir mehrere erlaubte
Veranstalter vermittelt oder sonstiges offentliches Gliicksspiel
anbietet,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 2 die Erlaubnis zur Vermittlung von
Sportwetten auf einen anderen Ubertragt oder Dritten zur Nut-
zung Uberlasst,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 3 eine Wettvermittlungsstelle un-
terverpachtet,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 4 andere als die von der zustandi-
gen Behdrde erlaubten Sportwetten an den Veranstalter vermit-
telt,

. entgegen § 5b Absatz 4 Satz 1 und 2 als Veranstalter oder Ver-

mittler von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichtsper-
sonal vor Aufnahme der Tatigkeit mindestens eine Erstschulung
absolviert,

entgegen § 5b Absatz 4 Satz 2 als Veranstalter oder Vermittler
von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichtspersonal
spatestens bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Aufnahme
der Tatigkeit eine umfassende Schulung absolviert,

entgegen § 5b Absatz 4 Satz 3 als Veranstalter oder Vermittler
von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichtspersonal
eine Wiederholungsschulung im Abstand von zwei Jahren absol-
viert,

. entgegen § 5b Absatz 5 Satz 1 als Vermittler von Sportwetten

keine Nachweise Uber die Durchfiihrung der Schulungen vor Ort
vorhalt,
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26

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

.entgegen § 5a Absatz 5 Satz 1 Angebote flir mehrere erlaubte

Veranstalter vermittelt oder sonstiges offentliches Gllicksspiel
anbietet,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 2 die Erlaubnis zur Vermittlung von
Sportwetten auf einen anderen Ubertragt oder Dritten zur Nut-
zung Uberlasst,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 3 eine Wettvermittlungsstelle un-
terverpachtet,

entgegen § 5a Absatz 5 Satz 4 andere als die von der zustandi-
gen Behdrde erlaubten Sportwetten an den Veranstalter vermit-
telt,

entgegen § 5b 5c Absatz 4 Satz 1 und 2 als Veranstalter oder
Vermittler von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichts-
personal vor Aufnahme der Tatigkeit mindestens eine Erstschu-
lung absolviert,

entgegen § 5b 5¢c Absatz 4 Satz 2 als Veranstalter oder Vermitt-
ler von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichtspersonal
spatestens bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Aufnahme
der Tatigkeit eine umfassende Schulung absolviert,

entgegen § 5b 5¢c Absatz 4 Satz 3 als Veranstalter oder Vermitt-
ler von Sportwetten nicht sicherstellt, dass das Aufsichtspersonal
eine Wiederholungsschulung im Abstand von zwei Jahren absol-
viert,

entgegen § 5b 5¢c Absatz 5 Satz 1 als Vermittler von Sportwetten
keine Nachweise Uber die Durchfiihrung der Schulungen vor Ort
vorhalt,



34. entgegen § 5b Absatz 5 Satz 2 als Veranstalter oder Vermittler
von Sportwetten nicht unverzlglich nach der erfolgten Teil-
nahme an einer Schulung eine Kopie des Nachweises bei der
zustandigen Behdrde einreicht,

35. entgegen § 5b Absatz 6 Satz 2 nicht durch geeignete Personal-
kontroll- und Beurteilungssysteme Uberpriift, ob das Aufsichts-
personal die Gewahr dafiir bietet, dass es die im Gllicksspiel-
staatsvertrag, in diesem Gesetz sowie Geldwaschegesetz gere-
gelten Pflichten sowie die durch Sozialkonzept und Geldwasche-
praventionskonzept eingefiihrten Strategien, Kontrollen und Ver-
fahren zum Spieler- und Jugendschutz sowie zur Verhinderung
von Geldwasche sorgfaltig beachtet und umsetzt,

36. entgegen den Bestimmungen der Verordnung gemaR § 7 gliicks-
spielahnliche Spiele veranstaltet oder vermittelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufie von bis zu 500 000
Euro geahndet werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 begangen worden, so
kénnen die Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht
oder die durch sie hervorgebracht oder zu lhrer Begehung gebraucht
worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen werden. § 23 des Ge-
setzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

§17
(aufgehoben)

B §18
Ubergangsregelungen
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34. entgegen § 5b 5¢c Absatz 5 Satz 2 als Veranstalter oder Vermitt-
ler von Sportwetten nicht unverziiglich nach der erfolgten Teil-
nahme an einer Schulung eine Kopie des Nachweises bei der
zustandigen Behdrde einreicht,

35. entgegen § 5b 5¢ Absatz 6 Satz 2 nicht durch geeignete Perso-
nalkontroll- und Beurteilungssysteme Uberprift, ob das Auf-
sichtspersonal die Gewahr daflir bietet, dass es die im Gllicks-
spielstaatsvertrag, in diesem Gesetz sowie Geldwaschegesetz
geregelten Pflichten sowie die durch Sozialkonzept und Geldwa-
schepraventionskonzept eingefiihrten Strategien, Kontrollen und
Verfahren zum Spieler- und Jugendschutz sowie zur Verhinde-
rung von Geldwasche sorgfaltig beachtet und umsetzt,

36. entgegen den Bestimmungen der Verordnung gemaR § 7 gliicks-
spielahnliche Spiele veranstaltet oder vermittelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e von bis zu 500 000
Euro geahndet werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 begangen worden, so
kénnen die Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht
oder die durch sie hervorgebracht oder zu lhrer Begehung gebraucht
worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen werden. § 23 des Ge-
setzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

§17
(aufgehoben)

. §18
Ubergangsregelungen



Bei Wettvermittlungsstellen, die bereits vor dem 1. Januar 2020 bestan-
den und den nach § 5a Absatz 2 Nummer 1 festgeschriebenen Abstand
zu einer oder mehreren anderen Wettvermittlungsstellen unterschreiten
findet, sofern keine Uberwiegenden Sachgriinde eine Entscheidung vor-
geben, die Auswahl zur Aufldsung der Konkurrenzsituation per Losent-
scheid statt.

(1) Fur die erstmalig zu erteilenden Erlaubnisse finden § 5a Absatz
2 Satz 2 Nr. 1 und 1a mit der MaBgabe Anwendung, dass der Ab-
stand zu Schulen in 6ffentlicher oder freier Tragerschaft der Schul-
arten des § 16 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und ¢ sowie Num-
mer 2 des Bremischen Schulgesetzes oder einer Schule fiir Ge-
sundheitsfachberufe und zu anderen Wettvermittlungsstellen 250
Meter nicht unterschreiten darf. § 5a Absatz 2 Satz 2 Nr. 1a ist in
Bezug auf konkurrierende Spielhallen nicht anzuwenden. Die Er-
laubnisse sind bis zum 30. Juni 2023 zu befristen.

(2) Fur die Erteilung einer Erlaubnis mit Geltung ab dem 1. Juli
2023 ist der Antrag frilhestens am 1. Oktober 2022 und spatestens
am 1. Méarz 2023 unter Beifiigung der vollstdndigen Antragsunter-
lagen zu stellen. Bis zur Entscheidung iiber den Antrag gilt eine
nach Absatz 1 befristete Erlaubnis als fortbestehend. Antréage, die
nach dem 1. Marz 2023 eingehen, sind im Auswahlverfahren nach
§ 5b nachrangig zu behandeln. Absatz 1 Satz 1 und 2 finden keine
Anwendung.
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Anderung des Gesetzes iiber die Zulassung einer 6ffentlichen Spielbank

Gesetz Uiber die Zulassung einer 6ffentlichen Spielbank

Gesetz uiber die Zulassung einer 6ffentlichen Spielbank
(Neufassung)

Die §§ 1 bis 3 sowie 3b bis 13 bleiben unverandert.

§ 3a

(1) Die Spielbank liberpruft die Identitdt und das Alter der Spieler, bevor
sie ihnen Zutritt gewahrt.

(2) Der Aufenthalt in der Spielbank ist Personen unter 18 Jahren und
gesperrten Spielern nicht gestattet.

(3) Die Durchsetzung des Verbots nach Absatz 2 ist durch Kontrolle des
Ausweises oder eine vergleichbare ldentitatskontrolle und Abgleich mit
der Sperrdatei gemaR § 23 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 zu ge-
wahrleisten.

§ 3a

(1) Die Spielbank Uberprift die Identitdt und das Alter der Spieler, bevor
sie ihnen Zutritt gewahrt.

(2) Der Aufenthalt in der Spielbank ist Personen unter 48 21 Jahren und
gesperrten Spielern nicht gestattet.

(3) Die Durchsetzung des Verbots nach Absatz 2 ist durch Kontrolle des
Ausweises oder eine vergleichbare Identitatskontrolle und Abgleich mit
der Sperrdatei gemaR § 23 des Glicksspielstaatsvertrags 2021 zu ge-
wahrleisten.

41



	Drs-20-1465_unvollst
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1465
	Mitteilung des Senats
	Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und glücksspielrechtlicher Vorschriften an den Glücksspielstaatsvertrag 2021



	Anlage zu Drs-20-1465
	Anlage zu Drs-20-1465
	top 9_20220510_Anlage_Gesetzentwurf_ÄnderungsG_Spielh-_und_Glücksspiel
	Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und glücksspielrechtlicher Vorschriften an den Glücksspielstaatsvertrag 2021
	Artikel 1 Änderung des Bremischen Spielhallengesetzes
	Auswahlverfahren
	Erlöschen der Erlaubnis
	Zertifizierung durch Prüfungsorganisationen
	Sachkundeprüfung
	Spielersperre
	Übergangsbestimmungen
	Artikel 2 Änderung des Bremischen Gaststättengesetzes
	Artikel 3 Änderung des Bremischen Glücksspielgesetzes
	Verbot von Geräten zur selbständigen Teilnahme am Glücksspiel
	Auswahlverfahren
	Übergangsregelungen
	Artikel 4 Änderung des Gesetzes über die Zulassung einer öffentlichen Spielbank
	Artikel 5 Inkrafttreten


	top 9_20220510_Anlage_Begründung_zum ÄndG_Spielh-_und_Glücksspiel

	top 9_20220510__Anlage 4_Synopse_ÄndG_Spielh-_und_Glücksspiel


